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Vorwort

netz – trotz Bekenntnisse der Ampelregierung. Wer die 
Bundesverkehrswegeplanung auf Klimaschutz ausrich-
ten will, sollte sich einen alten Leitsatz der Verkehrs-
planung zu Herzen nehmen, der vielfach belegt wurde: 
Wer Straßen sät, wird Verkehr ernten.

Wir hoffen, mit der vorliegenden Analyse die Debatte um 
eine Neugestaltung der Verkehrswegeplanung zu berei-
chern und wünschen Ihnen eine anregende Lektüre. 

Christian Hochfeld
Direktor
für das Team von Agora Verkehrswende
Berlin, 26. Januar 2023

Liebe Leserin, lieber Leser,

auch im Jahr 2022 hat die Bundesregierung ihr Klima-
ziel für den Verkehrssektor voraussichtlich deutlich 
verfehlt. Nach vorläufigen Auswertungen von Agora 
Energiewende in Zusammenarbeit mit Agora Ver-
kehrswende wurden vergangenes Jahr 150 Millionen 
Tonnen CO2-Äquivalente ausgestoßen – 11 Millionen 
Tonnen mehr als im Klimaschutzgesetz vorgesehen. Ein 
wirkungsvolles Klimaschutzsofortprogramm bleibt die 
Bundesregierung weiterhin schuldig. Klar ist: die Klima-
ziele für den Verkehr – maximal 85 Millionen Tonnen 
CO2-Äquivalente 2030 und Klimaneutralität 2045 – 
lassen sich nur erreichen, wenn die Verkehrswege von 
heute zu einem klimaneutralen Verkehrssystem von 
morgen umgebaut werden. Schlüssel dafür ist eine Neu-
ausrichtung der Bundesverkehrswegeplanung.

Die vorliegende Synopse analysiert zum einen die Schwä-
chen der aktuellen Planung und fasst die vielfältige Kritik 
an ihr zusammen. Sie stellt zum anderen Reformvor-
schläge von unterschiedlichen Seiten vor, um Infrastruk-
tur zukünftig transparent und im Sinne des Klimaschutzes 
zu planen. Alles spricht für eine Neuausrichtung 2023: 
Die im Fünf-Jahres-Turnus vorgeschriebene Bedarfs-
planuntersuchung, der erste „Infrastrukturdialog“ des 
Bundesverkehrsministeriums für einen Konsens mit 
Wirtschafts-, Umwelt- und Sozialverbänden und das 
bevorstehende Planungsbeschleunigungsgesetz, das den 
Turbo für Infrastrukturprojekte einschalten soll.

Das Verkehrssystem von morgen muss nicht nur 
klima neutral sein, sondern kann auch gesellschaftliche 
Teilhabe ohne Abhängigkeit vom eigenen Auto ermög-
lichen – mit öffentlichen Verkehrsmitteln, mit dem Rad, 
zu Fuß oder mit geteilten Pkw. Unternehmen könnten 
ihre Güter günstig auf der Schiene transportieren und 
so die Kosten ihres Wirtschaftens für Gesellschaft und 
Umwelt mindern. 

Elektrische Pkw und Lkw werden auch zukünftig ihren 
festen Platz in diesem System haben. Die herrschende 
Dominanz des motorisierten Straßenverkehrs darf aber 
durch die Infrastrukturplanung nicht verstetigt oder gar 
vergrößert werden. Stattdessen sollte der Ausbau der 
klimafreundlichen Schiene viel schneller voranschreiten. 
Das genießt allerdings immer noch keinen klaren Vor-
rang gegenüber Aus- und Neubauprojekten im Straßen-
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Ergebnisse und Empfehlungen

Die veranschlagten Investitionsmittel sind insgesamt nicht ausreichend und nicht entsprechend den 

Zielen der Bundesregierung auf die Verkehrsträger verteilt. Für einen Großteil der Vorhaben wird vor 

2030 kein Baubeginn möglich sein. Die Schiene erhält weiterhin nicht ausreichend Investitionsmittel. 

Das Ziel der Bundesregierung, die Verkehrsleistung im Schienenpersonenverkehr bis 2030 zu verdop-

peln, kann so nicht erreicht werden. Die Priorisierung der Vorhaben sollte transparent und nachvoll-

ziehbar gestaltet werden und die Treibhausgasminderung im Verkehr in den Vordergrund stellen. 

Für zukünftige Bundesverkehrswegeplanungen muss jetzt eine gesetzliche Grundlage mit verbind­

licher Methodik geschaffen werden. Der BVWP-Prozess ist bisher gesetzlich nicht geregelt und unter-

liegt zahlreichen Defiziten. Dazu zählt, dass die Planungen auf der Annahme beruhen, dass sich ver-

kehrliche Entwicklungen und Verkehrswachstum einfach fortsetzen. So lassen sich die verkehrs- und 

klimapolitischen Ziele der Bundesregierung jedoch nicht erreichen. Einzelne Verkehrsträger werden 

isoliert statt mit intermodaler Perspektive betrachtet. Die Priorisierung der Vorhaben ist nicht immer 

schlüssig und die Verfahren für die öffentliche Beteiligung am BVWP-Prozess waren unzureichend. 

3

4

Der Bundesverkehrswegeplan 2030 kann die aktuellen gesetzlichen Vorgaben zum Klimaschutz nicht 

berücksichtigen, weil er bereits 2016 beschlossen wurde. Das anspruchsvolle Klimaschutzgesetz trat 

2019 in Kraft, drei Jahre nach Fertigstellung des BVWP. Die vollständige Umsetzung des BVWP wird 

jedoch bis weit nach 2030 andauern. In seiner derzeitigen Fassung widerspricht er den gesetzlichen 

Anforderungen an den Klimaschutz. 

1

2023 gibt es die Gelegenheit zur Kurskorrektur, um die aktuellen Projekte des BVWP mithilfe eines 

Klimachecks neu zu priorisieren. Aktuell findet die im fünfjährigen Turnus vorgeschriebene Über-

prüfung der Bedarfspläne zum Ausbau der Bundesfernstraßen, des Eisenbahnnetzes und der Wasser-

wege des Bundes statt. Gleichzeitig sieht der Entwurf des Planungsbeschleunigungsgesetzes vor, 

Infrastrukturvorhaben zukünftig schneller umzusetzen. Beides spricht dafür, den BVWP 2023 einem 

Klimacheck zu unterziehen. Positiv bewertete Projekte sollten beschleunigt, negativ bewertete Pro-

jekte geändert oder gestoppt werden. Der Gesetzgeber kann die bestehenden Ausbaupläne rechtlich 

unbedenklich anpassen.  

2
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1 |  Einleitung

1.1 Was ist der Bundesverkehrswege-
plan 2030?

Der Bundesverkehrswegeplan (BVWP) ist das wichtigste 
Planungsinstrument für Verkehrsinfrastrukturen im 
Bereich Straße, Schiene und Wasserstraße, die in der 
Verantwortung des Bundes liegen. Er wird vom jewei-
ligen Bundesministerium für Verkehr unter Beteiligung 
anderer Akteurinnen und Akteure1 zusammengestellt 
und vom Bundeskabinett beschlossen. Er setzt den 
strategischen Rahmen für die langfristige Planung von 
Investitionen in Verkehrsinfrastruktur und stellt somit 
laut Bundesverkehrsministerium „die verkehrspoliti-
schen Weichen für einen Zeitraum von etwa 10-15 Jah-
ren“2. Eine gesetzliche Verankerung der Projekte, die im 
BVWP enthalten sind, entsteht durch die Verabschiedung 
entsprechender Ausbaugesetz für alle drei Verkehrsträ-
ger und auf dem BVWP basierenden Bedarfsplänen durch 
Bundestag und Bundesrat. Der aktuelle BVWP wurde 
2016 verabschiedet und gilt bis 20303.

Im Textteil des Bundesverkehrswegeplans 2030 werden 
die Ziele und Grundsätze der Bundesverkehrswegepla-
nung dargestellt, die Ergebnisse dieser Planung zusam-
mengefasst und das methodische Vorgehen zur Auswahl 
der Projekte erläutert. Drei Anhänge enthalten grund-
sätzliche Informationen zu den einzelnen Projekten im 
Bereich Straße (1.300 inklusive über 500 Ortsumfahrun-
gen), Schiene (66) und Wasserstraße (22)4. 

Diese Projekte umfassen ein Investitionsvolumen von 
insgesamt etwa 270 Mrd. Euro und beinhalten sowohl 
Maßnahmen zum Erhalt der bestehenden Bundesver-
kehrswegenetze als auch Aus- und Neubauprojekte. Bei 
letzteren wird unterschieden zwischen bereits laufenden 
sowie fest disponierten Projekten einerseits5, die aus 

1 siehe hierzu auch Tabelle 2, S. 9
2 Bundesministerium für Digitales und Verkehr (BMDV) 

(2022b), ohne Seite.
3 Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 

(BMVI) (2016b); Der Plan stammt aus dem Jahr 2016, die 
Jahreszahl 2030 im Namen bezieht sich auf das Jahr, bis 
zu dem für die darin enthaltenen Infrastrukturprojekte 
der Planungsprozess bis hin zum Baubeginn theoretisch 
abgeschlossen sein sollte.

4 Reh (2018).
5 Gemeint sind Maßnahmen, die zum Zeitpunkt der 

BVWP-Erstellung bereits in oder kurz vor der Bauphase 

dem Vorläuferplan BVWP 2003 übernommen wurden, 
und neuen Projekten andererseits. Abbildung 1 zeigt die 
Verteilung der geplanten Investitionen auf die drei Ver-
kehrsträger und die verschiedenen Projekttypen. 

1.2 Anlass dieser Synopse: Klima-
schutzbelange und die Bedarfs-
planüberprüfung (BPÜ) 

Angesichts der seit 1990 praktisch stagnieren-
den Treibhausgasemissionen des Verkehrssektors 
einerseits und den seit dem Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts zum Klimaschutz von 20216 nach 
oben angepassten Zielsetzungen für die nationale 
Reduktion dieser Emissionen andererseits, handelt 
es sich beim BVWP um ein Planwerk, das auch im 
Kontext der Klimakrise wichtige Weichenstellungen 
vornimmt. Im Vorfeld der Bundestagswahlen 2021 
ging der Projektionsbericht 2021 des Bundes zur 
Entwicklung der deutschen Treibhausgasemissionen 

waren oder für die im Rahmen einer Öffentlich-Privaten 
Partnerschaft Konzessionsverträge bestanden oder in 
Kürze bestehen würden (vgl. BMVI 2016b, S. 10).

6 BVerfG, Beschluss des Ersten Senats vom 24. März 2021 - 
1 BvR 2656/18 -, Rn. 1-270.

Begriffsklärung 1:
Der Begriff Bundesverkehrswegeplanung 
bezeichnet mehrere miteinander verbundene 
Prozesse. Der  Bundesverkehrswegeplan 
ist teilweise Produkt und teilweise Aus-
gangspunkt dieser Prozesse. Auf Basis des 
Bundes verkehrswegeplans werden die 
Ausbaugesetze für die Bundesverkehrswege 
mit Bedarfsplänen vom Bundestag und Bun-
desrat verabschiedet. Unter anderem durch 
die Bedarfsplanüberprüfung, die spätestens 
alle fünf Jahre durchgeführt werden soll, 
wird die Bundesverkehrswegeplanung dann 
parallel zu und unter Bezugnahme auf den 
bestehenden Bundesverkehrswegeplan fort-
geführt.
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bis 20407 allerdings davon aus, dass im Verkehrssektor 

das Minderungsziel von 85 Millionen Tonnen CO2-Äqui-

valenten für 2030 um über 40 Millionen Tonnen verfehlt 

würde. Diese Berechnungen basierten auf dem zum 

Zeitpunkt der Berichtserstellung aktuellen deutschen 

Gesamtreduktionsziel für 2030 von insgesamt 55 Prozent 

CO2-Äquivalenten gegenüber 1990. Laut dem mittlerweile 

überarbeitetem Klimaschutzgesetz von 20218 müssen bis 

2030 nun jedoch 65 Prozent weniger klimaschädliche 

Gase als 1990 ausgestoßen werden. Der – mittlerweile 

auch verfassungsrechtliche festgeschriebene – Hand-

lungsdruck hat sich damit deutlich verschärft9.

7 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit (BMU) und Umweltbundesamt (UBA) 2019; Der 
Bericht berücksichtigte bis zum 31. August 2020 beschlos-
sene Maßnahmen und ging von niedrigeren Minderungs-
zielen für Treibhausgase aus, die vor der Novelle des Klima-
schutzgesetzes (KSG) 2021 galten.

8 Bundes-Klimaschutzgesetz vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I 
S. 2513), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 
2021 (BGBl. I S. 3905) geändert worden ist.

9 Wissenschaftliche Dienste - WD 8: Umwelt, Naturschutz, 

Die aktuelle Bundesregierung aus Sozialdemokraten 

(SPD), Bündnis 90/Die Grünen und Freien Demokraten 
(FDP) formuliert im Kapitel Mobilität ihres Koalitionsver-
trags entsprechend die übergeordnete Zielsetzung „[d]ie 
erforderlichen Entscheidungen zur Erreichung unserer 
Klimaschutzziele für 2030 und 2045 mit dem Ziel der 
Dekarbonisierung des Mobilitätsbereiches […] [zu] treffen 
und die praktische Umsetzung deutlich [zu] beschleuni-
gen.“10 Zu diesem Zweck möchte sie unter anderem 
• Investitionen in Verkehrsinfrastruktur erhöhen, dabei 

mehr in die Schiene als die Straße investieren, unter 
anderem um einen Deutschlandtakt umzusetzen11

• bei Bundesfernstraßen stärker auf Erhalt und Sanie-
rung fokussieren,

• „einen Dialogprozess mit Verkehrs-, Umwelt-, Wirt-
schafts- und Verbraucherschutzverbänden starten 

Reaktorsicherheit, Bildung (2021) und Abschnitt 3.2.5.

10 SPD et al. (2021), S. 38.
11 integrierter deutschlandweiter Taktfahrplan, für den auf 

wichtigen Verbindungen im Fernverkehr ein Halbstunden-
takt angestrebt wird.

Anmerkungen: Vorhaben für ‚Aus- und Neubau ab 2031‘ wurden im Rahmen der BVWP-Erstellung zwar als wichtig erachtet, man 
ging aber davon aus, dass sie bis 2030 nicht oder nicht vollständig finanzierbar sein würden (siehe hierzu auch Abschnitt 3.2.7).  
Die zum Gesamtinvestitionsvolumen fehlende Summe von 21,6 Mrd. Euro ist für sogenannte sonstige Investitionen wie Lärmsanie-
rungen, Parkflächen an Bundesfernstraßen oder Betriebs- und Dienstgebäude vorgesehen.
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mit dem Ziel einer Verständigung über die Prioritäten 
bei der Umsetzung des geltenden Bundesverkehrs-
wegeplans“ und einer gemeinsamen Abstimmung 
über laufende Projekte bis zur nächsten Bedarfsplan-
überprüfung und

• „auf Basis neuer Kriterien einen neuen Bundesver-
kehrswege- und -mobilitätsplan 2040 auf den Weg 
bringen“.

Die alle fünf Jahre anstehende Überprüfung der 
Bedarfspläne ist jeweils im §4 der Ausbaugesetze für 
die einzelnen Verkehrsträger vorgesehen und hätte 
somit 2021 angestanden. Das Bundesministerium 
für Digitales und Verkehr schreibt hierzu mit Stand 
September 2022 auf seiner Internetseite: „Die Weiter-
entwicklung der Bundesverkehrswegeplanung hat für 
das BMDV hohe Priorität. Mit den Ergebnissen der BPÜ, 
dem gemäß Koalitionsvertrag vorgesehenen Dialog-
prozess mit Verbänden und der Weiterentwicklung der 
Verfahren und Methodik der Bundesverkehrswege-
planung werden wichtige Vorarbeiten für den gemäß 
Koalitionsvertrag auf den Weg zu bringenden neuen 
Bundesverkehrswege- und Mobilitätsplan (BVMP) 
2040 geleistet. Derzeit wird für diese verschiedenen 
wichtigen, teilweise neuen Prozesse das weitere Vorge-
hen geprüft. Dabei spielt auch eine Rolle, wie zukünftig 
die Belange des Klima- und Umweltschutzes verstärkt 
in angemessener Weise berücksichtigt werden kön-
nen.“12 Erste Ergebnisse der bundesweiten Verkehrs-
prognosen für 2040, die für die BPÜ zentral ist, werden 
für Mitte 2023 erwartet. Der Dialogprozess startete im 
Dezember 2022. Die BPÜ befindet sich also zurzeit noch 
in einem relativ frühen Stadium.

Es ist wichtig in diesem Zusammenhang zu berück-
sichtigen, dass mit der Verpflichtung zur Bedarfs-
planüberprüfung keine Fortschreibungspflicht für die 
darin enthaltenen Projekte verbunden ist. Der Bund 
kann also prinzipiell frei darüber entscheiden, ob und 
in welchem Umfang Projektvorhaben angepasst oder 
ob sie überhaupt fortgeführt werden sollen. Auch eine 
gesamte Neuausrichtung des BVWP – also zum Beispiel 
hin zu einem von den Koalitionsparteien angekündigten 
Bundesverkehrswege­ und ­mobilitätsplan 2040 – ist 
rechtlich zulässig13 (siehe Kapitel 4).

12 BMDV (2022c).
13 Becker Büttner Held (2021), S. 13.

Da der BVWP und die Bundesverkehrswegeplanung in 
ihrer gegenwärtigen Form keinen ausreichenden Beitrag 
zum Klimaschutz im Verkehrssektor leisten, erscheint 
eine solche Neuausrichtung dringend geboten. Um 
diesen Prozess zu unterstützen, erläutert die vorliegende 
Synopse, wo aus der Perspektive des Klimaschutzes 
die formalen und inhaltlichen Defizite des BVWP 2030 
liegen (Kapitel 2) und stellt aktuelle Vorschläge und For-
derungen für eine klimagerechte Reform des BVWP und 
der Bundesverkehrswegeplanung vor (Kapitel 3 und 4). 
Dabei geht es um eine strategische Perspektive und nicht 
um die Bewertung der Sinnhaftigkeit einzelner Projekte.
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2.1  Zielsetzungen für den BVWP 2030 

Im Bericht zur Grundkonzeption für den Bundesver­
kehrswegeplan 2015 sind die in Tabelle 1 dargestellten 
Zielsetzungen festgehalten. Deren Priorisierung wird in 
der Zusammenfassung des beschlossenen BVWP 2030 
unter der Überschrift „Leistungsfähige Verkehrsnetze 
sind oberstes Ziel“ wie folgt dargelegt: 

„Der BVWP 2030 zielt primär auf diejenigen Ziele der 
Verkehrspolitik ab, die durch die Weiterentwicklung der 
Verkehrsinfrastruktur konkret beeinflusst werden können. 
So ist eine reibungslose Mobilität im Personenverkehr und 
ein leistungsfähiger Güterverkehr elementar von leis­
tungsfähigen Wegenetzen abhängig. Sie sind die zentrale 
Voraussetzung für einen ungehinderten Verkehrsfluss auf 
allen Verkehrsträgern. Aber auch Aspekte der Verkehrs­
sicherheit sowie des Klima­, Umwelt­ und Lärmschutzes 
werden in den Bewertungen des BVWP abgebildet.“14 

14 BMVI (2016b), S. II.

2 |  Der BVWP 2030: Ziele, Entstehung und 
Umsetzung

Begriffsklärung 2:
Der aktuell gültige Bundesverkehrswegeplan 
2030 stammt aus dem Jahr 2016. Während 
seiner Erarbeitung wurde er in Hinblick auf 
das zunächst geplante Jahr der Verabschie-
dung als BVWP 2015 bezeichnet. Der bis 
dahin gültige Vorgänger BVWP 2003 war 
jedoch nach dem ersten Jahr seiner Gültigkeit 
betitelt. Das 2016 für den Verkehr verant-
wortliche Bundesministerium hieß Bundesmi-
nisterium für Verkehr und digitale Infrastruktur 
(BMVI; 2013–2021). Es ist als Verfasser der 
zugehörigen Veröffentlichungen genannt. In 
der aktuellen Legislaturperiode (2021–2026) 
lautet der Name des zuständigen Ministe-
riums Bundesministerium für Digitales und 
Verkehr (BMDV). 

Zielsetzungen des BMVI für den Bundesverkehrswegeplan 2030 Tabelle 1

Übergeordnete Ziele Abgeleitete Ziele und Lösungsstrategien 

Mobilität im Personenverkehr 
ermöglichen

• Erhaltung und Modernisierung der Substanz
•  Verbesserung Verkehrsfluss/Engpassbeseitigung (inkl. Verkehrsmanagement)
• Verbesserung von Erreichbarkeiten/Anbindungsqualität

Sicherstellung der Güterversor-
gung, Erhöhung der Wettbe-
werbsfähigkeit von Unternehmen

• Erhaltung und Modernisierung der Substanz
• Transportkostensenkungen
•  Verbesserung Verkehrsfluss/Engpassbeseitigung (inkl. Verkehrsmanagement)
• Erhöhung der Zuverlässigkeit von Transporten
•  Verbesserung der Anbindungen von intermodalen Drehkreuzen (z. B. Flughafen, 

Seehafen, KV-Terminals)

Erhöhung der Verkehrssicherheit • Erhaltung und Modernisierung der Substanz
• Verlagerung auf Teilnetze und Verkehrswege mit höherer Verkehrssicherheit

Reduktion der Emissionen von 
Schadstoffen und Klimagasen 

• Verbesserung Verkehrsfluss/Engpassbeseitigung (inkl. Verkehrsmanagement)
• Verkehrsverlagerung auf emissionsarme Verkehrsträger
• Erhaltung und Modernisierung der Substanz

Begrenzung der Inanspruch-
nahme von Natur und Landschaft 

• Begrenzung des zusätzlichen Fläschenverbrauchs
• Vermeidung von weiterem Verlust unzerschnittener Raume

Verbesserung der Lebensqualität 
einschließlich der Lärmsituation 
in Regionen und Städten

• Lärmvermeidung und Lärmminderung
• Entlastung von Orten und Menschen/Erschließung städtebaulicher Potenziale

Agora Verkehrswende | Quelle: BMVI (2014 a)
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In den zugehörigen Erläuterungen wird unter anderem 
festgehalten, dass davon abgesehen wurde, im Rahmen 
des BVWP ein explizites Modal-Split-Ziel zu setzen, 
weil Verkehrsverlagerung nur begrenzt durch den BVWP 
(beziehungsweise die entsprechenden Infrastruktur-
projekte) zu beeinflussen sei15. Andere Akteure stimmen 
zwar mit dieser Einschätzung überein, betrachten aber 
genau aus diesem Grund die mangelnde Einbindung der 
Infrastrukturplanung des BVWP in eine bundesweite 
Mobilitäts- und Transportstrategie als ein bedeutendes 
Defizit der bestehenden Bundesverkehrswegeplanung 
(siehe auch Abschnitte 2.2.4 und 4.3).

2.2 Entstehung des BVWP 2030

Der BVWP 2030 ist das Ergebnis einer Reihe von 
aufeinander aufbauenden Prozessschritten, in deren 
Verlauf laut Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur folgende, teilweise sehr weitreichenden 
Fragestellungen beantwortet werden sollten:16

a. Wie viel Verkehrsaufkommen/Verkehrsnachfrage 
werden wir in Zukunft haben?

b. Welche Folgen hat das für den Verkehrsablauf?
c. Wie hoch ist der voraussichtliche Ersatz- und 

Erhaltungsbedarf bis 2030?
d. Welche Projekte sind geeignet, um den zukünfti-

gen Verkehr flüssig abzuwickeln?
e. Welche Vor- und Nachteile haben diese Projekte?
f. Welche Projekte sollten vordringlich bis 2030 

gebaut werden?
g. Welcher Finanzbedarf entsteht für die Umsetzung 

der vordringlichen Projekte und wie viel Mittel 
sind voraussichtlich bis 2030 verfügbar?

h. Welche Auswirkungen entstehen insgesamt durch 
den Plan für Verkehr und Umwelt?

Zu diesem Zweck bedurfte es umfangreicher und mit-
unter recht komplexer Untersuchungen, Berechnungen 
und Konsultationen. Damit diese Verfahren, ihr Ergebnis 
in Form des BVWP 2030 sowie die Kritik an der Bun-
desverkehrswegeplanung und die Reformvorschläge 
(siehe Kapitel 3 und 4) nachzuvollziehen sind, werden die 
entsprechenden Prozesselemente in Tabelle 2 und den 
folgenden Abschnitten näher beschrieben. Zwar orien-

15 BMVI (2014a), S. 29.
16 BMVI (2014a), S. 49.

tiert sich die Gliederung dabei an den Fragen a) bis h), 
fasst diese jedoch teilweise zusammen, da während der 
Erstellung des BVWP nicht für jedes Thema ein geson-
derter Schritt gegangen wurde.

In der Tabelle werden auch die jeweils beteiligten Akteu-
rinnen und Akteure benannt. Die nachfolgenden Erläute-
rungen basieren auf den entsprechenden Informationen 
des BMVI beziehungsweise den vom Ministerium beauf-
tragten Gutachten zum BVWP 2030.

Soweit relevant, finden sich in diesem Kapitel unter 
der Überschrift ‚Kommentare und Kritik‘ ergänzend die 
Bewertungen des jeweiligen Prozesses oder seiner Ergeb-
nisse aus der Perspektive einer klimakompatiblen Ver-
kehrswende. Sie basieren in der Hauptsache auf Fachgut-
achten und wissenschaftlichen Veröffentlichungen.

2.2.1 Verkehrsverflechtungsprognose 2030
Die Verkehrsnachfrage und das resultierende Verkehr-
saufkommen auf den Bundesverkehrsnetzen wurden 
für den Planungshorizont 2030 über mathematische 
Prognoseverfahren errechnet. Diese wiederum berück-
sichtigen Prognosen für sozio-demographische und 
sozio-ökonomische Entwicklungen wie Bevölkerungs-
zahl und Altersstruktur für 2030, das Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) und das Außenhandelsvolumen. Auch die 
Entwicklung der Nutzungs- und Transportkosten im 
Verkehrsbereich und weitere verkehrspolitische Rah-
menbedingungen wurden definiert.17 

Die Berechnungen im Rahmen der Verkehrsverflech-
tungsprognose 2030 (auch: Verkehrsprognose) wurden 
für ein Kernszenario sowie ein ‚oberes‘ (plus 0,3 Prozent) 
und ein ‚unteres‘ (minus 0,3 Prozent) Szenario für das 
Wachstum des BIP durchgeführt. Da das BIP als Indikator 
der Wirtschaftsentwicklung von den Gutachtern als „der 
mit Abstand größte „Treiber“ der Verkehrsentwicklung“ 
identifiziert wurde18, sollte dieses Vorgehen es ermög-
lichen, die Auswirkungen von Unsicherheiten in der 
Vorhersage auf die (berechnete) Verkehrsbelastung der 
einzelnen Netzabschnitte abzuschätzen. Im Vergleich 
zum Basisjahr der Berechnungen 2010 wurde bis 2030 
ein Gesamtwachstum der Verkehrsleistung im Perso-
nenverkehr von 10 Prozent der Personenkilometer (ohne 

17 BMVI (2016b), Abschnitt 10.1.
18 BMVI (2016b), S. 54.
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Prozessschritte für die BVWP-Erstellung und die jeweils beteiligten Akteurinnen und Akteure  Tabelle 2

Was soll errechnet bzw. 
ermittelt werden?

Prozesselemente / Schritte beteiligte Akteurinnen und Akteure

zukünftige Verkehrsnachfrage und 
Verkehrsaufkommen19 (Frage a)

I.  Verkehrsverflechtungsprog-
nose 203020 
(siehe Abschnitt 2.2.1)

• Bundesministerium für Verkehr
• Gutachterinnen und Gutachter

Folgen von I. für den Verkehrsablauf 
auf Bundesverkehrswegen im Prog-
nosejahr 2030 (Frage b)

II.  Netzüberprüfung in Hinblick 
auf (zukünftige) Engpässe und 
Netzlücken 
(siehe Abschnitt 2.2.2)

• Bundesministerium für Verkehr
• Gutachterinnen und Gutachter
• Deutsche Bahn AG
• Straßenbauverwaltungen der Länder

voraussichtlicher Ersatz- und Erhal-
tungsbedarf in Bundesverkehrswe-
genetzen bis 2030 (Frage c)

III.  Netzzustands- und Mängel 
analysen 
(siehe Abschnitt 2.2.3)

• Bundesministerium für Verkehr
• Gutachterinnen und Gutachter
• Deutsche Bahn AG
• Straßenbauverwaltungen der Länder

Projekte, die geeignet sind, eine 
flüssige Abwicklung des zukünftigen 
Verkehrs zu gewährleisten (Frage d)

IV.  Projektanmeldung und 
- definition 
(siehe Abschnitt 2.2.4)

• Bundesministerium für Verkehr
•  DB Netz AG und weitere Eisenbahninfra-

strukturunternehmen
• Wasser- und Schifffahrtsverwaltung
• Bundesländer
•  weitere Gebietskörperschaften,  

Verkehrsunternehmen, Verbände, etc.: über 
die Straßenbauverwaltungen der Länder

Vor- und Nachteile der Projekte aus 
IV. inklusive Gesamtauswirkungen 
des BVWP 2030 für die Umwelt 
(Fragen e & h)

V.  Bewertung der Projekte 
(siehe Abschnitt 2.2.5)

• Bundesministerium für Verkehr
• Gutachterinnen und Gutachter

Projekte aus IV., die vordringlich 
gebaut werden sollten (Frage f) 

VI.  Dringlichkeitseinstufung und 
Investitionsszenarien 
(siehe Abschnitt 2.2.6)

• Bundesministerium für Verkehr
• Bundesministerium für Finanzen

Finanzbedarf für die Projekte aus VI. 
(Frage g)

VII.  Bilanzierung der für die 
BVWP-Projekte benötigten 
Investitionsmittel 
(siehe Abschnitt 2.2.7)

• Bundesministerium für Verkehr
• Bundesministerium für Finanzen

→  Entwurfsfassung des BVWP 
2030

gesamt VIII.  Öffentlichkeitsbeteiligung 
(siehe Abschnitt 2.2.8)

•  Stellungnahmen: natürliche und  
juristische Personen21 

•  Auswertung: Bundesministerium für  
Verkehr, Gutachterinnen und Gutachter

→ BVWP 2030 
und Referentenentwurf Ausbau-

gesetze mit Bedarfsplänen

•  Beschluss durch Bundeskabinett

IX.  Gesetzgebungsverfahren 
(siehe Abschnitt 2.2.8)

•  Bundestag
•  Bundesrat

→ verabschiedete Ausbauge-
setze mit Bedarfsplänen
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Luftverkehr) und im Güterverkehr von 38 Prozent der 
Tonnenkilometer errechnet – mit unterschiedlich star-
ken Zuwächsen für die verschiedenen Verkehrsträger 
(siehe Tabelle 3).

Kommentare und Kritik
Unter den Faktoren, die die Ergebnisse einer Verkehrsver-
flechtungsprognose beeinflussen, spielen auch die Kosten 
eine wichtige Rolle, die für Mobilität im modellierten 
Verkehrsnetz entstehen. Diese werden sowohl als Zeit-
kosten wie auch als monetäre Kosten berücksichtigt, unter 
anderem in Form von zulässigen und nachfrageabhängi-
gen Höchstgeschwindigkeiten und Treibstoffkosten sowie 
der Lkw-Maut auf der Straße und Trassennutzungskosten 
auf der Schiene. Je nachdem, wie die Entwicklungen sol-
cher Kosten in den Verkehrsnachfragemodellen abgebildet 

19 Die Verkehrsnachfrage wird in Personen- oder Tonnen-
kilometern gemessen, das Verkehrsaufkommen wird über 
Fahrzeugkilometer dargestellt. Beispiel: 50 Personen, die 
in einem Bus einen Kilometer gefahren werden, ergeben 
50 Personenkilometer (Nachfrage). Für den Bus fällt jedoch 
nur ein Fahrzeugkilometer an (Aufkommen).

20 BVU Beratergruppe et al. (2014).
21 Stellungnahmen kamen unter anderem von: Einzelperso-

nen, Unternehmen, Städten, Gemeinden und Landkreise, 
Behörden, Interessenvertretungen aus den Bereichen 
Verkehr, Wirtschaft, Umwelt und Gesellschaft (z.B. Indus-
trie- und Handelskammern, Umwelt-, Wirtschafts- bzw. 
verkehrswirtschaftliche Verbände, Bürgerinitiativen oder 
sonstige Vereine) und wissenschaftlichen Einrichtungen 
(BMVI 2019a, S. 2).

werden, variieren auch die prognostizierten Nachfragen. 
Schon beim Vorgänger-BVWP von 2003 wurde kritisiert, 
dass bei den Rahmensetzungen und somit auch bei den 
Ergebnissen lediglich bestehende Trends fortgeschrieben 
wurden und dadurch eine steigende Verkehrsnachfrage – 
nicht nur, aber im Besonderen auf der Straße – als Tatsa-
che festgeschrieben wurde, mit der es dann im Rahmen 
der Infrastrukturplanung ohne einen weiterreichenden 
Gestaltungsanspruch umzugehen galt. Maßnahmen einer 
konsequent ökologischen Verkehrspolitik wurden nicht 
berücksichtigt bzw. als ‚Überforderungsszenario‘ verwor-
fen22 (z. B. die realistische Anlastung externer Kosten, ein 
Verzicht auf klimaschädliche Subventionen wie die Entfer-
nungspauschale oder die Einführung integrierter Mobili-
tätsangebote in einem gut vernetzten Umweltverbund23).

Zudem wurde der Effekt des induzierten Verkehrs in 
der Prognosemethodik nur verkürzt berücksichtigt. Es 
handelt sich dabei um das Phänomen, dass „durch den 
Bau oder Ausbau von Infrastruktur ein Verkehrszuwachs 
stattfindet, der ohne diese Maßnahme nicht stattgefun-
den hätte“24. Induzierter Verkehr entsteht durch zusätzli-
che Fahrten zu neuen Zielen, häufigere Fahrten zu vorher 
schon angesteuerten Zielen, Veränderung der Zielwahl 
oder Veränderung der Standortwahl25. Man kann zum 

22 Heuser; Reh (2016).
23 Fuß- und Radverkehr, öffentlicher Verkehr und vernetzte 

Sharing-Angebote.
24 UBA (2005), S. 46-47.
25 UBA (2005).

Agora Verkehrswende | Daten: Werte gerundet auf ganze Zahlen; Quelle: BMVI 2016 b

Prognostizierte Entwicklung der Verkehrsleistung im Personen- und Güterverkehr 
bis 2030 nach Verkehrsträgern Tabelle 3

Personenverkehr Güterverkehr

Prognose 2030
gegenüber 

2010
Prognose 2030

gegenüber 
2010

Motorisierter  
Individualverkehr 992 Mrd. Pkm 110 % Straße 607 Mrd. tkm  139 %

öffentlicher Straßen-
personenverkehr 83 Mrd. Pkm 106 % Eisenbahn 154 Mrd. tkm 143 %

Eisenbahn 100 Mrd. Pkm 119 % Binnenschiff 77 Mrd. tkm 123 %

Gesamt 1.175 Mrd. Pkm 110 % Gesamt 834 Mrd. tkm 138 %
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Beispiel weiter vom Arbeitsort weg wohnen oder einen 
Unternehmensstandort verlagern, wenn bisherige 
Zielorte oder Lieferbeziehungen durch leistungsfähigere 
An- und Verbindungen weiterhin gut erreichbar sind. 
Bei solchen Standortverlagerungen wird von einem 
sekundären Effekt gesprochen. Im Bericht zur Verflech-
tungsprognose erläutern die Autoren jedoch, dass für den 
Personenverkehr die sekundären Effekte nicht abgebil-
det und beim Güterverkehr induzierte Verkehre über-
haupt nicht berücksichtigt wurden26. Dieses Vorgehen 
wurde verschiedentlich kritisiert27.

2.2.2 Netzüberprüfung in Hinblick auf zukünftige 
Engpässe und Lücken

Basis der Netzüberprüfung waren die in der Verkehrs-
ver flechtungsprognose 2030 errechneten Belastungen28 
für Straße und Schiene und der 2015 bestehende Netz-
zustand29. Für Wasserstraßen wurden die 2014 bereits 
bekannten qualitativen und quantitativen Engpässe 
berücksichtigt30. Dieser Schritt diente zur Feststellung 
des voraussichtlichen Handlungsbedarfs und zur Ablei-
tung von Ideen für Infrastrukturprojekte31. 

Bei Eisenbahnstrecken hängt die Kapazität – und somit 
die Identifizierung möglicher Engpässe – sowohl von 
der Infrastruktur selbst als auch von der Kombination 
verschiedener Zuggattungen ab (beispielsweise schnelle 
Personenzüge und langsame Güterzüge) und wurde 
für durchschnittliche Werktage berechnet. Auf dem 
Straßennetz wurden vorhandene Kapazitäten mit der 
erwarteten Verkehrsnachfrage inklusive der jeweiligen 
Schwerverkehrsanteile für Stundenzeiträume vergli-
chen. Der prognostizierte Auslastungsgrad, ab dem ein 
Netzabschnitt als zukünftig überlastet eingestuft wurde, 
wurde für beide Systeme aus bestehenden Bemessungs-
richtlinien abgeleitet und in Karten abgebildet32. 

26 BVU Beratergruppe et al. (2014), S. 33-34.
27 Reh (2018); Siebert (2022).
28 im Rahmen der Grundkonzeption (BMVI 2014a) zunächst 

auf Basis der Verkehrsprognose 2025, da die Prognose für 
2030 erst für die endgültige Erstellung des BVWP 2030 
(BMVI 2016b) vorlag.

29 das sogenannte Bezugsfallnetz 2015: das damals aktuelle 
Netz sowie Maßnahmen, die bis 2015 in Bau gebracht oder 
fertiggestellt werden sollten (BMVI 2014a).

30 BMVI (2014a).
31 BMVI (2014a).
32 BMVI (2014a).

Auf Basis der Ergebnisse dieser Engpassanalysen 
sollten von Projektanmeldern dann Aus- und Neubau-
projekte vorgeschlagen werden, die geeignet wären, 
prognostizierte Kapazitätsprobleme zu vermeiden (siehe 
Abschnitt 3.2.4).

Kommentare und Kritik 
Die Kritik an der Erarbeitung der Verkehrsprognose aus 
Abschnitt 2.2.1 lässt sich auf die Ergebnisse der Netz-
überprüfung ausweiten, da sie direkt aus den Prog-
noseergebnissen abgeleitet werden. Zudem fehlt es in 
diesem Schritt an einer systematischen Prüfung, ob 
mögliche zukünftige Kapazitätsengpässe auf der Straße 
durch den Ausbau eines alternativen Verkehrsträgers 
vermieden werden könnten. Eine entsprechende inter-
modale Engpassbetrachtung hat das Umweltbundesamt 
bereits 200533 empfohlen. 

2.2.3 Netzzustands- und Mängelanalysen
Erhalt und Modernisierung der Substanz wurden als 
Strategie aus der Mehrzahl der übergeordneten Ziele für 
den BVWP 2030 abgeleitet (siehe Tabelle 1) und soll-
ten in dessen Rahmen Priorität vor Aus- und Neubau 
erhalten34. Der Erhaltungszustand und der sich daraus 
ergebende Bedarf an Maßnahmen und deren Kosten 
wurden überwiegend aus vorliegenden Untersuchun-
gen abgeleitet und für den Planungszeitraum bis 2030 
berechnet. Für Straßen wurde hierfür zum Beispiel der 
Erhaltungszustand der Fahrbahnoberflächen berück-
sichtigt und für Brücken Tragfähigkeitsdefizite nach 
bundesweit einheitlichen Methoden bewertet sowie 
Erhaltungs- und Ersatzbedarf nach objekttypbezogenen 
Prognoseverfahren ermittelt. Für die Schiene basier-
ten die Berechnungen großteils auf der Leistungs- und 
Finanzierungsvereinbarung (LuFV) II über Maßnahmen, 
die der Erhaltung und Verbesserung des Zustands der 
Schienenwege des Bundes dienen. Diese Vereinbarung 
galt bis 201935. Für die weiteren Jahre bis 2030 wurden 
die darin veranschlagten Mittelbedarfe fortgeschrie-
ben. Zum 01.01.2020 trat die LuFV III in Kraft. Sie gilt 
bis 2029 und enthält konkrete weitere Maßnahmen, die 

33 UBA (2005).
34 BMVI (2016b).
35 Vertragsparteien sind der Bund (vertreten durch das 

Bundes ministerium für Verkehr), die Deutsche Bahn AG 
und die weiteren Eisenbahninfrastrukturunternehmen DB 
Netz AG, DB Station & Service AG und DB Energie GmbH.
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im Bereich Schiene für Sanierung und Erhalt als not-
wendig erachtet werden36. Diese konnten somit bei der 
ursprünglichen Kalkulation für den BVWP 2030 noch 
nicht im Einzelnen berücksichtigt werden.

Für Wasserstraßen wurde der Ersatzinvestitionsbe-
darf sowohl über jährliche Abschreibungswerte (inkl. 
Preissteigerungen) aus dem Bundesanlagevermögen als 
auch über statistische Prognosen basierend auf Bau-
werkszuständen berechnet. Beide Verfahren resultierten 
in vergleichbaren Ergebnissen37.
 
Kommentare und Kritik
Die Ergebnisse dieses Prozessschritts wurden aus strate-
gischer Klimaschutzperspektive nicht infrage gestellt. 

2.2.4 Projektanmeldung und -definition
Die zur Projektanmeldung berechtigten Akteure (haupt-
sächlich die Bundesländer und Infrastrukturträger, siehe 
Tabelle 2) wurden gebeten, dem BMVI eine Projekt-
beschreibung (mit Angaben zur Lage, dem geplanten 
Bauwerkstyp, Kostenschätzung), eine Projektbegründung 
sowie gegebenenfalls bereits durchgeführte Untersu-
chungen und Alternativenprüfungen zur Verfügung 
zu stellen. Auch die erwartete Wirkung des jeweiligen 
Projekts (verkehrlich wie auch in Bezug auf Naturschutz 
sowie Umwelt- und Raumordnungseffekte) und die 
Dokumentation einer möglicherweise bereits vorhande-
nen Projekthistorie (wie beispielsweise bekannte Ein-
wände gegen das Projekt) sollten eingereicht werden. Für 
Straßenbauprojekte sollten die Straßenbauverwaltungen 
der Länder ergänzend detailliertere fachliche Informa-
tion verfügbar machen (wie digitale Lagepläne, Lärm- 
und Umweltbetroffenheiten und Kostenschätzungen).

Die eingereichten Vorschläge wurden vom BMVI 
zunächst auf ihre Relevanz für den BVWP überprüft (um 
beispielsweise Hochbauten oder reine Nahverkehrs-
strecken im Schienenverkehr auszuschließen) und bei 
Bedarf seitens des Ministeriums ergänzt. Da zum Abga-
bezeitpunkt für die Einreichungen (2013 bzw. 2014) die 
Verkehrsprognose für 2030 noch nicht vorlag und die zur 
Projektanmeldung berechtigten Akteure generell über 

36 BMVI; DB Netz AG; DB Station & Service AG; DB Energie 
GmbH; Deutsche Bahn AG (2020).

37 BMVI (2014a), Tabelle 3, S. 32; Abschnitte 4.2.1 und 5.2; 
BMVI (2016b), S. 55 ff.

unterschiedliche Kapazitäten bezüglich der Datenqualität 
verfügen, die sie zur Verfügung stellen können, konn-
ten laut Ministerium bei dieser Prüfung noch nicht alle 
ungeeigneten Projektideen als solche erkannt werden. 
Hierfür waren die in Abschnitt 2.2.5 beschriebenen Pro-
zesse notwendig. Dennoch sollten bereits in diesem Sta-
dium soweit möglich Optimierungspotenziale ausgelotet 
werden – beispielsweise hinsichtlich Trassenführung 
und Umweltverträglichkeit.38

Kommentare und Kritik 
Die Hürden für die Projektanmeldung werden insgesamt 
als zu niedrig erachtet39. Das Ergebnis des dezentralen, 
länderzentrierten und somit nicht auf Gesamtnetz-
betrachtungen basierenden Anmeldungsverfahrens 
wurde demzufolge als „Wunschzettel statt Netzstrategie“ 
eingeordnet40. Zu diesem Effekt hat zusätzlich die oben 
erwähnte frühe Abgabefrist beigetragen, da zum ent-
sprechenden Zeitpunkt nicht nur die Prognoseergebnisse 
sondern auch die Kriterien des Bundes zur Priorisierung 
der Projekte noch nicht vorlagen41. Es ist außerdem wie-
derholt kritisiert worden, dass der politische Prozess den 
Ländern eine Reihe von Anreizen bietet, in dieser Phase 
viele Projektvorschläge einzureichen und dabei sowohl 
die notwendigen Investitionskosten als auch negative 
Umwelteffekte möglicherweise zu niedrig zu beziffern, 
um ihre Aufnahme in den BVWP wahrscheinlicher zu 
machen42. Zu diesen Anreizen dürfte unter anderem der 
beobachtete Effekt gehören, dass die Auswahl von Pro-
jekten schlussendlich eher von einer flächigen Verteilung 
der Bundesmittel auf Länder und z.T. auch Wahlkreise als 
von einer verkehrspolitischen Prioritätensetzung zeugt43.

2.2.5 Bewertung der einzelnen Projekte und der 
Gesamtumweltwirkung des BVWP 2030

Prinzipiell sollen die Ergebnisse der Projektbewertun-
gen sowohl die Feststellung der Bauwürdigkeit als auch 
die Dringlichkeitseinstufung der geprüften Vorschläge 
(Abschnitt 2.2.6) ermöglichen. 

38 BMVI (2014a), Abschnitt 5.3.
39 Becker Büttner Held (2021).
40 Heuser; Reh (2016), S. 255.
41 Heuser; Reh (2016), S. 257.
42 Fichert (2017); Siebert (2022).
43 Heuser; Reh (2016).



Analyse | Der BVWP 2030: Ziele, Entstehung und Umsetzung

17

Das Bewertungsverfahren für den BVWP 2030 besteht 
aus den folgenden vier Modulen, die im Methodenhand­
buch zum Bundesverkehrswegeplan 203044 ausführlich 
beschrieben werden.
 A.  Nutzen-Kosten-Analyse (Modul A) 
 B.  Umwelt- und naturschutzfachliche Beurteilung 

(Modul B)
 C.  Raumordnerische Beurteilung (Modul C)
 D.  Städtebauliche Beurteilung (Modul D)

Die Bewertung wurde für jedes einzelne Projekt jeweils 
im Vergleich zum sogenannten Null-Fall vorgenommen, 
also dem Fall, dass das Projekt nicht realisiert würde. 
Bewertet wurden sowohl neu angemeldete und als 
plausibel eingestufte Projekte als auch Projekte aus dem 
BVWP 2003, die einen gewissen Planungs- oder Umset-
zungsstand noch nicht erreicht hatten. Die sogenannten 
laufenden und fest disponierten Projekte aus dem BVWP 
2003 wurden hingegen ohne eine weitere Prüfung in den 
BVWP 2030 übernommen. Auch Ersatz­ und Erhaltungs­
projekte wurden in den Bewertungen nicht betrachtet, da 
sie als ‚gesetzt‘ galten (siehe nebenstehenden Kasten für 
eine Erläuterung dieser Projektkategorien des BVWP). 

44 PTV AG et al. (2016).
45 BMVI (2016b), S. 10.

Im Rahmen der Nutzen-Kosten-Analyse (NKA), dem 
„zentrale[n] Bewertungsmodul des BVWP 2030“46 wur-
den jeweils 13 Projektkomponenten untersucht, deren 
Auswirkungen monetarisierbar, also in Geldeinheiten 
zu bemessen sind. Die hauptsächliche Kostenkompo-
nente besteht aus den veranschlagten Investitionskosten 
für das Projekt. Mögliche Nutzenkomponenten sind 
beispielsweise: Änderungen der Beförderungs- oder 
Transportkosten im Personen- oder Güterverkehr, 
eine Veränderung der Reisezeiten im Personenverkehr 
beziehungsweise der Transportzeiten im Güterverkehr, 
Änderungen der Unfallkosten durch Personen- oder 
Sachschäden oder ein Nutzen aus projektinduzierten 
Veränderungen der Belastungen durch Luftschadstoffe 
und Treibhausgasemissionen. Die Nutzen-Kosten-Ana-
lyse berücksichtig auch die Summe der zusätzlichen 
Treibhausgasemissionen durch Bau, Unterhaltung und 
Betrieb des Projekts. Diese stellen generell einen soge-
nannten ‚negativen Nutzen‘, also rechnerisch ebenfalls 
Kosten dar. Anders verhält es sich bei Lärm und Luft-
schadstoffen, da bei bestimmten Projekten – wie bei-
spielsweise Ortsumgehungen –davon ausgegangen wird, 
dass sie die Anzahl der durch Verkehrslärm und/oder 
Schadstoffe belasteten Menschen reduzieren und somit 
in diesem Bereich tatsächlich ein monetär bezifferbarer 
‚positiver Nutzen‘ entstehen kann. 

46 BMVI (2016b), S. 59.

Projektkategorien des BVWP

Laufende und fest disponierte Projekte: 
Maßnahmen, die zum Zeitpunkt der BVWP-Erstellung bereits in oder kurz vor der Bauphase 
waren oder für die im Rahmen einer Öffentlich-Privaten Partnerschaft Konzessionsverträge 
bestanden oder in Kürze bestehen würden45. Trotz der Bezeichnung dieser Kategorie befin-
den sich also längst nicht alle so bezeichneten Projekte bei der Verabschiedung eines neuen 
BVWP bereits im Bau. Das trifft auch auf Teilabschnitte größerer Gesamtvorhaben zu.

Ersatz- und Erhaltungsprojekte: Projekte, die im Rahmen des BVWP-Schritts ‚Netzzustands- 
und Mängelanalysen‘ definiert wurden. Für die Schiene wird die Finanzierung dieser Pro-
jekte im Rahmen der Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung geregelt (siehe hierzu auch 
Abschnitt 2.2.3). Ersatzprojekte führen zu einem gleichwertigen Neubau bestehender Infra-
strukturelemente (wie zum Beispiel Brücken) ohne eine Kapazitätserweiterung. Sie können 
jedoch auch mit Ausbauvorhaben kombiniert werden. 
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Insgesamt wurden die Investitionskosten dem errech-
neten Nutzen gegenübergestellt, den jedes Projekt über 
die anderen 12 Komponenten erzielte. Als Ergebnis dieser 
Analyse wurde jeweils ein zusammenfassendes Nutzen- 
Kosten-Verhältnis errechnet (NKV; bisweilen auch: 
Nutzen-Kosten-Faktor). Lag der NKV-Wert über eins 
(> 1), wurde das Projekt generell als gesamtwirtschaftlich 
vorteilhaft und somit als prinzipiell bauwürdig bewertet. 
Um dieses Kriterium zu erfüllen, musste der errechnete 
Nutzen also nur sehr geringfügig über den prognostizier-
ten Kosten liegen.

Die umwelt- und naturschutzfachliche Beurteilung 
musste für den BVWP 2030 zum ersten Mal als Stra-
tegische Umweltprüfung (SUP47) durchgeführt werden. 
Die bereits im Rahmen der Nutzen-Kosten-Analyse 
monetarisierten Effekte (Lärm-, Luftschadstoff- und 
CO2-Emissionen) wurden hierfür als Nutzensumme 
Umwelt in Euro aufsummiert für die Projekte ausgewie-
sen (die wie erläutert auch negativ ausfallen konnte)48. 
Zusätzlich wurden weitere neun Umweltkriterien 
themenspezifisch quantifiziert. So wurde beispielsweise 
eine direkte Inanspruchnahme von besonders wichtigen 
Naturschutzflächen (wie Nationalparks oder UNES-
CO-Weltnaturerbe) in Hektar bemessen, zu denen eine 
jeweils angrenzende projektspezifische Wirkzone der 
indirekten Beeinträchtigung hinzugerechnet wurde49. 
In anderen Fällen wurde lediglich die Anzahl der betrof-
fenen Gebiete festgehalten (Natura 2000-Gebiete). 
Eine Durchfahrung von Überschwemmungs- oder 
Wasserschutzgebieten wurde in km beziffert50. Die so 
dargestellten Umweltwirkungen der Projekte wurden 
für jedes einzelne Kriterium mittels eines Punktesys-
tems bewertet und die projektbezogene Summe dieser 
Punkte entschied darüber, ob einem Projekt eine hohe, 
mittlere, geringe oder gar keine Umweltwirkung zuge-
sprochen wurde. Im Jargon des BVWP wird hierfür der 
Begriff „Umweltbetroffenheit“ verwendet. In jedem Falle 
sind damit Umweltschäden gemeint. In diesem nicht 

47 ein Prüfverfahren, das basierend auf einer EU-Richtlinie 
zur Prüfung übergeordneter Planungen und Programme 
(also nicht einzelner Projekte) eigeführt wurde (EG-Richt-
linie 2001/42/EG über die Prüfung der Umweltauswirkun-
gen bestimmter Pläne und Programme).

48 Bosch & Partner GmbH et al. (2016).
49 PTV AG et al. (2016).
50 BMVI (2016b), Tabelle 20, S. 63.

monetären Teil der umwelt- und naturschutzfachlichen 
Bewertung konnten also bestenfalls keine relevanten 
Schäden bzw. „Betroffenheiten“ im Rahmen der betrach-
teten Kriterien festgestellt werden. 

Im Rahmen der SUP wurden in einem weiteren Schritt 
auch die Umweltauswirkungen des BVWP 2030 als 
Gesamtplan bewertet. Hierfür wurden die bereits quan-
tifizierten Wirkungen der Aus- und Neubauprojekte auf 
BVWP-Ebene zusammengefasst. Die Ergebnisse wurden 
dann in Bezug zu bundesweiten Zielsetzungen für z.B. 
eine Verringerung der Flächenversieglung oder den 
Erhalt bzw. die Ausweisung von Schutzgebieten gesetzt 
und für jedes Kriterium in eine von fünf Kategorien 
eingeordnet (‚deutlich positiver…‘ bis ‚deutlich negativer 
Beitrag zur Zielerreichung‘). 

Im Rahmen der raumordnerischen Beurteilung wurde – 
ebenfalls qualitativ – die Wirkung der Projekte auf 
Erreichbarkeit und Verbindung als wichtig erachteter 
Orte untereinander bewertet. Hierzu zählen sogenannte 
‚zentrale Orte‘ bzw. Metropolen und Oberzentren (Städte, 
die durch ein Angebot von zum Beispiel Fachkliniken, 
Hochschulen, Theatern oder Museen für ein relativ 
großes Einzugsgebiet besondere Bedarfe abdecken51) aber 
auch verkehrlich bedeutsame Orte wie IC-Bahnhöfe, 
Autobahnanschlussstellen und internationale Flughä-
fen. Für diese Orte wurden auf Basis einer bestehenden 
Analyse der An- und Verbindung sowie Erreichbarkeits-
qualitäten die Effekte einzelner Projekte auf Distanzen 
und Reisezeiten auf Straße und Schiene in diesem Gefüge 
bewertet – besonders für die Verbindungen, für die im 
Vorfeld Defizite definiert worden waren. Da für den 
Güterverkehr keine entsprechende Raumordnungssys-
tematik vorhanden ist, fand diese Bewertung nur für den 
Personenverkehr statt52.

Für die städtebauliche Beurteilung wurde die Projekt-
wirkung in drei Effektkategorien (Straßenraum-, 
Flächen- und Erschließungs- sowie Sanierungs- und 
Erneuerungseffekte) beurteilt. Ziel war es, über einen 
Einheitswert pro Projekt darzustellen, inwiefern sich z.B. 
eine verkehrliche Entlastung von Ortskernen oder auch 

51 Weitere Informationen zum Konzept der zentralen Orte im 
Rahmen der Bundesraumordnung finden sich in Friedrich 
et al. (2021).

52 BMVI (2016b).
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eine zusätzliche oder Neubelastung städtischer Gebiete 
ergeben würde. Aus einer Kombination der Einstufungen 
einer möglichen (positive) Wirksamkeit von und den mög-
lichen Beeinträchtigungen durch ein Projekt wurde eine 
vierstufige Skala für die (negative) städtebauliche Bedeu-
tung der Projekte von ‚unbedeutend‘ bis ‚hoch‘ abgeleitet53.

Kommentare und Kritik 

A. Nutzen-Kosten-Analyse
Die Annahmen und Bewertungsfaktoren, die für die 
Berechnung des Nutzen-Kosten-Verhältnisses der 
einzelnen Projekte herangezogen wurden, sind vielfach 
als untauglich kritisiert worden. Unter anderem ist die 
Art der Bewertung von Reisezeitgewinnen prinzipiell 
und ihre resultierende Dominanz in den Ergebnissen der 
Berechnungsverfahren häufig Gegenstand von Kritik54. 
So kann sich zum Beispiel durch eine Aufsummierung 
zahlreicher geringer Zeiteinsparungen bei einer ent-
sprechend hohen prognostizierten Nachfrage ein hoher 
Gesamtnutzen errechnen, der bei vielen Projekten aus-
schlaggebend ist für ein positives Nutzen-Kosten-Ver-
hältnis55. In Kombination mit den Defiziten, die bezüglich 

53 BMVI (2016b).
54 Leerkamp; Bohrmann (2018); Reh (2018); Wissenschaft-

licher Beirat beim Bundesminister für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung (2009).

55 Reh (2018).

der Prognose zukünftiger Verkehrsnachfrage aufgezeigt 
wurden (siehe Abschnitt 2.2.1) besteht hier zusätzliches 
Potenzial für die Fehlbewertung von Projekten aus der 
Perspektive der Nachhaltigkeit, wenn eine hohe Nach-
frage nur deswegen prognostiziert wurde, weil ein an 
Nachhaltigkeit orientierter Strategieansatz zur Gestal-
tung der Verkehrssysteme fehlt. 

Außerdem wurden bestimmte Eingangsgrößen – wie 
die für die Bewertung besonders wichtigen Transport-
kostensenkungen und Reisezeitgewinne oder die 
Baukosten – bei den eingereichten Projektvorschlägen 
durch die Länder definiert und im Zuge der NKA nicht 
weiter überprüft.

Für die Einschätzung der Wirtschaftlichkeitsberech-
nungen im Rahmen der Nutzen-Kosten-Analyse ist es 
hilfreich sich anzusehen, welche der in diesem Ansatz 
berücksichtigen Projektkomponenten (siehe Abschnitt 
2.2.5) eine wie große Rolle spielen. Abbildung 2 zeigt, 
dass sich der rechnerische Nutzen der Straßenprojekte 
fast ausschließlich aus den zugrunde gelegten Reisezeit-
gewinnen ergibt.

Ergänzend sollte beachtet werden, dass die Zuweisung 
von Euro-Werten sowohl zu Umweltwirkungen als auch 
zu Projektauswirkungen wie Reisezeitgewinnen für 
die Verkehrsteilnehmenden zwar einer dokumentier-
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ten Methodik folgen56, im Endeffekt jedoch immer auf 
Annahmen und Prioritätensetzungen zu zum Beispiel 
dem Wert von Naturräumen oder individueller Zeitnut-
zung basiert.

Nicht nur im Rahmen der Verkehrsprognose (siehe 
Abschnitt 2.2.1) sondern auch bei der Bewertung der 
Projekte wurden sogenannte induzierte Verkehre zu 
wenig berücksichtigt57. Spezifisch im Personenverkehr 
führt die Möglichkeit, Distanzen schneller zu überwin-
den (entweder mithilfe schnellerer Fahrzeuge, aufgrund 
einer leistungsfähigeren Infrastruktur oder durch eine 
Kombination von beidem), aber im Allgemeinen eher 
zu längeren Wegen als zu kürzeren Fahrtzeiten. Die 
Ergebnisse der Studie Mobilität in Deutschland zeigen 
dies auch im Gesamtüberblick unseres Mobilitätsverhal-
tens: zwischen 2002 und 2017 ist die durchschnittliche 
Anzahl der Wege, die jeder Mensch täglich zurück-
legt, sogar zurückgegangen (von 3,7 auf 3,2), die dafür 
benötigte Zeit blieb konstant bei 80 Minuten. Einzig 
die durchschnittliche Distanz, die täglich zurückgelegt 
wurde, stieg leicht an – von 37 auf 39 km58. Da Wege 
in dieser Studie generell auch einem Zweck zugeord-
net werden (zur Ausbildung, zur Arbeit, für die Freizeit, 
wieder nach Hause, etc.) und unter Mobilität generell das 
Erfüllen dieser Zwecke beziehungsweise der damit ver-
bundenen Bedürfnisse durch Ortsveränderungen ver-
standen wird59, generierten die Menschen in Deutsch-
land zwischen 2002 und 2017 zwar mehr Verkehr. Ihre 
Mobilität blieb dabei aber in etwa gleich – oder sank zum 
Teil sogar leicht – und Zeit wurde in der Gesamtbetrach-
tung nicht gespart.

Mit anderen Worten: ein leistungsfähigeres Verkehrssys-
tem kann zwar ein größeres Fahrzeugaufkommen bewäl-
tigen. Die neu geschaffenen Kapazitäten werden aber zum 
Teil durch Verkehre wieder aufgebraucht, die ohne sie 
gar nicht oder anders stattgefunden hätten, ohne dass die 
Mobilität der Menschen – also der eigentliche Nutzen von 
Verkehr – dadurch unbedingt verbessert wird.  

56 PTV AG et al. (2016).
57 Greenpeace e.V. (2020); Siebert (2022).
58 infas et al. (2018); Die spezifischen Ausprägungen der 

Durchschnittswerte weisen dabei je nach Raumtyp und 
Bevölkerungsgruppe deutliche Unterschiede auf.

59 Becker (2016).

B. Umwelt- und naturschutzfachliche Beurteilung 
inklusive Klimawirkungen
In seiner Stellungnahme zur SUP kritisierte das Umwelt-
bundesamt, dass bei 11 der 12 Umweltkriterien60 das 
Ziel – teilweise deutlich – verfehlt worden und der BVWP 
2030 somit bei der Umweltprüfung faktisch „durchge-
fallen“ sei61. Die gleiche Kritik äußerte auch der Bund für 
Umwelt und Naturschutz Deutschland e. V. (BUND)62. 
Das UBA legte dar, dass die Bilanz der CO2-Emissionen 
des BVWP-Gesamtplans nur durch eine Verrechnung 
der Effekte bei den drei Verkehrsträgern untereinander 
erzielt würde. Allein bei den Projekten des vordringli-
chen Bedarfs (VB und VB-E) würden die Einsparungen 
nämlich nur im Bereich Schiene und Wasserstraßen 
erzielt (gut eine Million Tonnen pro Jahr), während im 
Straßenverkehr die Emissionen auch mit umgesetzten 
BVWP-Projekten weiter steigen würden (um knapp 
eine halbe Million Tonnen pro Jahr). Zudem hätten diese 
Ergebnisse den im damals aktuellen Aktionsprogramm 
Klimaschutz 202063 enthaltenen Zielen für den Ver-
kehrssektor gegenübergestellt werden sollen.

Gemäß eines für den BUND erstellten Rechtsgutachtens64 
sind der BVWP 2030 und der darauf aufbauende gesetz-
lich verankerte Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen65 
(siehe Abschnitt 2.3) aufgrund der oben genannten Defi-
zite sogar sowohl verfassungs- als auch unionsrechts-
widrig (verstoßen also gegen geltendes EU-Recht)66. 
Diese Schlussfolgerungen werden wie folgt begründet: 
• Verstoß gegen EU-Recht

 - Die verbindlichen Vorgaben für eine strategische 
Umweltprüfung wurden insofern nicht erfüllt, 
als die durch die Fernstraßenprojekte bewirkten 
Treibhausgasemissionen nicht umfassend genug 
ermittelt wurden und sowohl die Ziele des von 
Deutschland im Oktober 2016 ratifizierten Pariser 
Klimaabkommens als auch die Vorgaben des Ak-
tionsprogramms Klimaschutz 2020 nicht beachtet 
wurden. Stattdessen wurden der Projektbeurtei-

60 Bosch & Partner GmbH et al. (2016), Tabelle 3, S. 14-17.
61 UBA (2016), S.2
62 Reh (2018).
63 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und 

Reaktorsicherheit (BMUB) 2014.
64 Heß (2021b).
65 am 23.12.2016 als Teil des Fernstraßenausbaugesetzes vom 

Bundestag verabschiedet.
66 Heß (2021b).
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lung veraltete Zielsetzungen zugrunde gelegt.
 - Im Rahmen der Bedarfsplanung wurden weder 

für die Bewertung der Gesamtverkehrsnetze noch 
im Zuge der Auswahl einzelner Projekte umwelt-
schonende Alternativen ausreichend in Betracht 
gezogen.

• Verfassungswidrigkeit: 
 - Diese ist nachträglich durch das Urteil des 

Bundesverfassungsgerichts vom 24.3.2021 zum 
Klimaschutz entstanden, da es den Gesetzgeber 
verpflichtet, im Sinne der intertemporalen Frei-
heitssicherung das Gebot der Klimaneutralität zu 
beachten. Auch diese Vorgabe wurde aus den oben 
genannten Gründen nicht erfüllt. 

In diesem Gutachten wird ebenfalls kritisiert, dass die 
Auswahl der Projekte fast ausschließlich auf wirtschaft-
lichen Kriterien beruht, für die wiederum hauptsächlich 
in Geld bewertete Zeitgewinne der Nutzenden eine Rolle 
spielen. Das Gutachten folgert, dass Planfeststellungsbe-
schlüsse (siehe hierzu Abschnitt 3.3) sich nicht auf den 
Bedarfsplan und seine im Fernstraßenausbaugesetz67 
festgelegte Bindungswirkung stützen dürfen. Außerdem 
müssten entsprechend der Vorgaben des Klimaschutz-
gesetzes68 die Belange des Klimaschutzes bei Entschei-
dungen über Straßenbauvorhaben mit berücksichtigt 
werden69. Ein Sachstandsbericht der Wissenschaftlichen 
Dienste des Deutschen Bundestags weist ebenfalls auf 
diesen Zusammenhang hin.70

Die tatsächliche Belastbarkeit der Ergebnisse dieser 
Bewertungskomponente sowie ihre Relevanz für die 
Auswahl der BVWP-Projekte im Rahmen einer gesamt-
gesellschaftlichen Betrachtung ist somit wohl bestenfalls 
als gering einzuschätzen.

C. Raumordnerische Beurteilung
Angesichts der Tatsache, dass die Erreichbarkeit der 
zentralen Orte mit dem Pkw mit wenigen Ausnahmen 
bereits nahezu im gesamten Bundesgebiet gewährleistet 
ist, werden in einem Papier der Friedrich-Ebert-Stiftung 
unter dem Titel Zuverlässig statt schnell neue Prioritäten 

67 §1 Abs. 2 FstrAbG.
68 §13 Abs. 1 KSG.
69 Heß (2021a), S. 29.
70 Wissenschaftliche Dienste - WD 8: Umwelt, Naturschutz, 

Reaktorsicherheit, Bildung (2021).

für die Weiterentwicklung der Verkehrsinfrastruktur 
empfohlen. Zu diesem Zweck sollten bei der Betrach-
tung von Reisezeiten auch der öffentliche Personen-
nahverkehr und – gerade in weniger dichte besiedelten 
Räumen – die oft nicht befriedigende Bedienhäufigkeit 
stärker berücksichtigt werden (die zwar nicht Gegenstand 
von Infrastrukturplanung ist, zum Teil aber durchaus über 
Bundesmittel mitfinanziert wird bzw. werden könnte)71.

2.2.6 Dringlichkeitseinstufung und Investitions-
szenarien

Die auf Basis der Erhaltungsbedarfsprognosen identi-
fizierten Projekte (siehe Abschnitt 2.2.3) und die bereits 
laufenden oder fest disponierten Projekte aus dem 
vorangegangen BVWP (siehe Abschnitt 1.2) wurden ohne 
eine weitere Bewertung ihrer Dringlichkeit in den Ent-
wurf des BVWP übernommen. 

Bevor dann die Dringlichkeit einzelner neu vorgeschla-
gener oder aus dem BVWP 2003 noch nicht begonnener 
Aus- und Neubauprojekte bewertet wurde, erfolgte 
ein Vergleich dreier unterschiedlicher Investitions-
szenarien für diese Gruppe. Szenario 1 war auf eine 
Maximierung der zusätzlich ermöglichten Verkehrs­
leistung ausgerichtet, mit einer entsprechend starken 
Orientierung auf die Straße, auf der auch im Bestand die 
höchste Verkehrsleistung erbracht wurde. Das Status 
Quo Szenario 2 basierte auf der im Bundeshaushalt 2016 
geplanten Verteilung der Aus- und Neubaumittel auf die 
Verkehrsträger72 und Szenario 3 orientierte sich unter 
der Überschrift Stärkung Schiene/Wasserstraße an dem 
Ziel einer Verkehrsverlagerung auf umweltverträgliche 
Verkehrsträger73.

Das im Rahmen dieser Szenarien zu verteilende Bud-
get belief sich auf 94,7 Mrd. Euro. Die genaue Ablei-
tung dieser Summe wird weder im BVWP, noch in der 
Grundkonzeption zu seiner Erstellung74 näher erläutert, 
dürfte sich aber aus den errechneten Investitionskosten 
für die Aus- und Neubauprojekte aus dem BVWP-Ent-

71 Leerkamp; Bohrmann (2018).
72 Aus der Festschreibung von Projekten im Bundesverkehrs-

wegeplan folgt nicht automatisch eine entsprechende Fest-
schreibung der jeweils benötigten Mittel in den Bundes-
haushalten. Diese erfolgt gesondert - siehe Abschnitt 2.3.

73 BMVI (2016b), S. 33.
74 BMVI (2014a).
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wurf ergeben (laufende und fest disponierte Projekte 
aus dem BVWP 2003 sowie für bauwürdig befundene 
neue Projekten). Die Verteilung der aus dem BVWP 2003 
übernommen Investitionskosten von 25,2 Mrd. Euro 
auf die Verkehrsträger blieb in jedem Szenario konstant, 
die Mittelaufteilung wurde nur für die verbliebenen 
69,5 Mrd. Euro variiert75. Abbildung 3 zeigt die Verteilung 
der Gesamtsumme auf die Verkehrsträger im Rahmen 
der drei Szenarien und das jeweilige durchschnittlichen 
Nutzen-Kosten-Verhältnis. Außerdem ist dargestellt, 
für welche Verteilung man sich im BMVI im Endeffekt 
entschieden hat (Diagramm ganz rechts).

Für alle drei Szenarien wurde auf Basis der Nutzen-Kos-
ten-Analyse der einzelnen Projekte auch das durch-
schnittliche Gesamt-NKV errechnet. Da die sogenannten 
‚internen Nutzen‘ für die Verkehrsteilnehmenden bei 
allen Verkehrsträgern die jeweiligen monetarisierten 
Umweltwirkungen deutlich überstiegen, war das an der 
Verkehrsleistung orientierte Szenario somit am wirt-
schaftlichsten. Zwar wurde auch festgestellt, dass die 
durchschnittliche Flächeninanspruchnahme bei Straßen-
projekten je investiertem Euro etwa fünfmal so groß sein 
würde wie bei Schienenprojekten und zwölfmal so groß 
wie bei Wasserstraßen, mit vergleichbaren Verhältnissen 

75 BMVI (2016b), Tabelle 7, S. 33.

bei der Zerschneidung von verkehrsarmen oder unzer-
schnittenen Räumen. Zugleich wurde aber aufgrund der 
für das Umweltszenario 3 prognostizierten Einsparung 
von 1 Million Tonnen CO2-Emissionen für 2030 im Ver-
hältnis zu den für dasselbe Jahr prognostizierten Gesam-
temissionen aus diesem Sektor von 190 Millionen Tonnen 
konstatiert, dass Infrastruktur investitionen im Bereich 
Klimaschutz nur einen geringen Beitrag leisten können.76 
Abschließend wurde festgestellt: „Der BVWP 2030 ist ein 
Plan für eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur. Er 
dient in erster Linie zur Herstellung eines bedarfsgerech-
ten und sicheren Verkehrsnetzes. Dennoch ist es Ziel der 
Bundesregierung, auch mit den Infrastrukturinvestiti-
onen die Grundlage für ein umweltverträgliches Ver-
kehrssystem zu legen. Die beabsichtigten Investitionen 
des BVWP 2030 werden deswegen soweit wirtschaftlich 
vertretbar und umsetzbar zugunsten der Verkehrsträger 
Wasserstraße und Schiene in Richtung des Szenarios 3 
verschoben.“77 Das gewählte Szenario kommt jedoch dem 
Status quo (Szenario 2) am nächsten.

Nachdem über die Investitionsszenarien das für die 
einzelnen Verkehrsträger verfügbare Budget ermittelt 
wurde, erfolgte die Einordnung der neuen, also nicht aus 

76 BMVI (2016b), S. 34-35.
77 BMVI (2016b), S. 35.
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dem BVWP 2003 übernommenen, Aus- und Neubaupro-
jekte in die folgenden Dringlichkeitsstufen: 
• Vordringlicher Bedarf (VB) mit dem prioritären 

Vordringlichen Bedarf – Engpassbeseitigung (VB-E, 
ursprünglich VB+) als höchster Dringlichkeitsstufe

• Weiterer Bedarf (WB) mit Weiterer Bedarf mit Pla­
nungsrecht (WB*)

Wichtigstes Kriterium für die Einstufung eines Projekts 
als VB oder VB-E sollte gemäß der BVWP-Dokumen-
tation das Ergebnis der Nutzen-Kosten-Analyse sein. 
Der Kategorie VB-E wurden dabei Projekte zugeordnet, 
denen eine besonders hohe verkehrliche Bedeutung 
beigemessen wurde und die deshalb möglichst schnell 
umgesetzt werden sollten. Diese Zuordnung sei jedoch 

nur dann vorgenommen worden, wenn die entsprechen-
den Projekte „keine hohe Umweltbetroffenheit aufwei-
sen bzw. wenn naturschutzfachliche Probleme bereits 
umfassend in Planfeststellungsverfahren abgearbeitet 
wurden.“78 Ein weiterer Grund, Projekte trotz eines 
niedrigen NKV der Kategorie VB zuzuordnen, konnte ihre 
voraussichtliche raumordnerische oder städtebauliche 
Bedeutung sein.

Dem Weiteren Bedarf (WB) wurden Projekte zugeordnet, 
für die im Planungszeitraum bis 2030 voraussichtlich 
nicht ausreichend Budget zur Verfügung stehen würde, 
für die jedoch ein grundsätzlicher verkehrlicher Bedarf 

78 BMVI (2016b), S. 12.
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gesehen wurde. Die Kategorie WB* kennzeichnet Projekte, 
die wegen bereits bestehenden Planungsrechts möglicher-
weise schneller umgesetzt werden könnten als andere 
WB-Projekte. Das gesamte Konzept für die Einstufung in 
Dringlichkeitskategorien ist in Abbildung 4 dargestellt.

Kommentare und Kritik 
Zu den in Abbildung 3 dargestellten Szenarien merkte das 
Umweltbundesamt in seiner Stellungnahme zur SUP an, 
dass zunächst die Umweltfolgen von Szenario 1-3 bilan-
ziert, dann jedoch die Umweltfolgen des BVWP-Entwurfs 
anhand des im Endeffekt gewählten Szenarios dargestellt 
würden, dessen inhaltliche Ableitung jedoch an keiner 
Stelle erläutert sei79. Auch die Herleitung der Szenarien 
selbst würde sich nicht an allen für den BVWP formulier-
ten Planzielen orientieren (siehe Tabelle 1): das Verkehrs-
leistungs-Szenario 1 wurde allein im Hinblick auf den 
Verkehrsträger Straße konzipiert und das Status- Quo-
Szenario 2 kopiere lediglich eine zum damaligen Zeitpunkt 
aktuelle Mittelverteilung aus dem Bundeshaushalt 2016, 
die allein durch ihr Bestehen kein „ausreichender Beleg 
für die Planzielkonformität und damit für die „Vernünf-
tigkeit““ sei. Beide Szenarien seien somit „keine Lösungen 
im Sinne einer anzustrebenden Erreichung aller Ziele 
der  Planung“80. Außerdem wurden in der Stellungnahme 
erhebliche Zweifel an den Ergebnissen der CO2-Bilanzie-
rung für das gewählte Investitionsszenario angemeldet. 
Es sei nicht nachvollziehbar, wie eine im Vergleich zum 
Status Quo nur geringfügig in Richtung Schiene und 
Wasserstraße verschobene Mittelaufteilung eine für 
Szenario 2 errechnete Zunahme der CO2-Emissionen von 
gut 70.000 Tonnen pro Jahr in eine Minderung von einer 
halben Million Tonnen pro Jahr verwandeln könne81.

Im Beteiligungsbericht zum BVWP 2030 kommentierte 
das BMVI eine häufig eingegangene Forderung nach der 
Berücksichtigung eines Klimaschutzszenarios zu Errei-
chung der Klimaziele dahingehend, dass der Einfluss 
von Infrastruktur allein [sic.] auf Klimawirkungen nicht 
ausreiche um allein [sic.] über BVWP-Mittelverteilungen 
Klimaziele einzuhalten. Auch, so das BMVI, sei ein rein 
klimaorientiertes Szenario dem verkehrlichen Bedarf 
nicht angemessen 82. Dem wird erstens entgegengehalten, 

79 UBA (2016), S. 2.
80 UBA (2016), S. 6.
81  UBA (2016), S. 17.
82 BMVI (2016a), S. 14.

dass es nicht darum geht, Klimaziele für den Verkehrs-
sektor ‚allein‘ mittels Infrastrukturplanung zu erreichen, 
dass aber berücksichtigt und dokumentiert werden muss, 
in welchem Umfang sie – hier in Form des BVWP – einen 
Beitrag leistet83. Und dieser Beitrag fällt zumindest im 
Bereich Straße bislang negativ aus (siehe Abschnitt 
2.2.5). Da eine nicht ausreichende Bereitstellung von 
Alternativen zur Straße außerdem aus Sicht des Klima-
schutzes dringend benötigte Verkehrsverlagerungen ver- 
oder behindert, spielt die Infrastrukturplanung in diesem 
Zusammenhang zudem durchaus eine sehr wichtige 
Rolle. Zweitens wird kritisiert, dass die prognostizierten 
und dann als Entscheidungsmaßstab vorausgesetzten 
Bedarfe sich nicht ausreichend an Maßgaben für Nach-
haltigkeit im Allgemeinen und Klimaschutz im Besonde-
ren orientieren (siehe Abschnitt 2.2.1).

Eine allgemeine Intransparenz wurde hinsichtlich der 
Einordnung der einzelnen Projekte in die Dringlichkeits-
stufen bemängelt: es sei schlicht unklar, nach welchen 
Kriterien diese genau vorgenommen wurden, da allein 
das BMVI über den Bedarf für ein Vorhaben und dessen 
Dringlichkeit entschieden hat und diese Entscheidungen 
zudem im Einzelnen selbst bei einem transparenteren 
Auswahlverfahren aus juristischer Sicht kaum anfecht-
bar beziehungsweise kontrollierbar wären84. 

Zu der in Abbildung 4 dargestellten Systematik ist anzu-
merken, dass es für die einzelnen Kriterien keine klare 
Definition gibt – beispielsweise was genau unter einem 
‚hohen‘ Nutzen-Kosten-Verhältnis zu verstehen ist und 
wie die vier Kriterien untereinander gewichtet werden. 
So bleibt unklar, bei welcher Bewertung die Kriterien 
zum Ausschluss führen würden oder möglicherweise 
geführt haben, entweder allein oder in Kombination. Im 
Endeffekt wurden Projekte als vordringlicher Bedarf 
eingestuft, deren NKV zwischen knapp über 1 bis 
über 10 variierte und bei denen die Betroffenheit der 
Umwelt zum Teil als ‚hoch‘ eingestuft wurde85. Dieses 
Ergebnis deckt sich nur insofern mit der Aussage des 
BMVI, dass das wichtigste Kriterium für die Einstu-

83 Siebert (2022).
84 Verwaltungsrechtlich wäre hierfür eine sogenannte 

„Außen wirkung“ notwendig, also eine direkte Betroffenheit 
anderer Parteien, die aber nicht besteht (vgl. Becker Büttner 
Held 2021, S. 15-16.)

85 BMVI (2016b), Anlagen.
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fung in den vordringlichen Bedarf (VB oder VB-E) das 
Ergebnis der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung sei86, 
als keines der NKV für diese Projekte kleiner als eins 
ist. Dem selbstformulierten Anspruch des Ministeri-
ums, Projekte nur dann als VB-E einzustufen, wenn sie 
„keine hohe Umweltbetroffenheit aufweisen bzw. wenn 
naturschutzfachliche Probleme bereits umfassend in 
Planfeststellungsverfahren abgearbeitet wurden“87 wird 
die Auswahl der Projekte zwar gerecht. In der Kategorie 
‚vordringlicher Bedarf‘ (VB) befinden sich aber durchaus 
Projekte, für die eine hohe Umweltbetroffenheit festge-
stellt wurde88. Warum eine solche Entscheidungen trotz 
mangelnder Zielkonformität als gerechtfertigt angesehen 
wurde, bleibt unerklärt.

Entsprechend wird bemängelt, dass die  tatsächliche 
Auswahl der BVWP-Projekte sich nicht an dem über-
geordneten Ziel orientiert, eine insgesamt bedarfs-
gerechte, leistbare und zuverlässige Personen- und 
Gütermobilität zu gewährleisten, die zugleich möglichst 
geringfügige Schäden für Umwelt und Klima verur-
sacht89 – obwohl für den BVWP 2030 solche Ansprüche 
zumindest in Teilen formuliert wurden (siehe Abschnitt 
2.1). Die Verkehrsträger würden nicht integriert 
betrachtet, um sie gemäß ihrer jeweiligen gesamtge-
sellschaftlichen Vor- und Nachteile so miteinander 
zu vernetzen, dass die Verkehrsnachfrage insgesamt 
sinken kann. Stattdessen wird eine politisch motivierte 
Entscheidungsfindung beobachtet, die unter anderem 
zu einer breitgestreuten Verteilung zahlreicher, oft 
kleinteiliger Projekte, hohen Ausgaben, mehr Verkehr 
und zu geringen bis gar keinem Nutzen für Klima und 
Umwelt führe90. Interessant ist in diesem Zusammen-
hang, dass der BVWP 2030 unter anderem eine – im 
Text nicht weiter erwähnte – Tabelle enthält, welche 
die geplante Aufteilung der Investitionen für Aus- und 
Neubauprojekte Straße auf die Bundesländer darstellt91. 
Eine verkehrsplanerische Relevanz dieser Informatio-
nen ist dabei nicht ersichtlich.

86 BMVI (2016b), S. 12
87 BMVI (2016b), S. 12
88 BMVI (2016b), Anlagen
89 Leerkamp; Bohrmann (2018); Heuser; Reh (2016); Siebert 

(2022).
90 Leerkamp; Bohrmann (2018); Heuser; Reh (2016); Siebert 

(2022).
91 BMVI (2016b), Tabelle 11, S. 36.

Zuletzt ist aufzuzeigen, dass die Entwicklung der 
Schienenverkehrspläne für den Deutschlandtakt92 nach 
2016 dazu geführt hat, dass für diesen Verkehrsträger 
eine erhebliche Anzahl von Aus- und Neubauprojekten 
zusätzlich zum ursprünglichen Portfolio in den vordring-
lichen Bedarf aufgenommen wurden. Bis August 2021 
waren dies laut Bundesverkehrsministerium 181 Pro-
jekte mit einem Investitionsvolumen von 40 Milliarden 
Euro93. Dies ist zwar im Sinne einer Stärkung des Ver-
kehrsträgers Schiene als sinnvoll zu erachten, bedeutet 
aber auch, dass die weiter unten aufgezeigten Probleme 
bezüglich der Finanzplanung für den BVWP sich unter 
Umständen verschärfen (siehe Abschnitt 2.2.7).

2.2.7 Finanzbedarf für die Umsetzung der  
vordringlichen Projekte

Da die Auswahl der Projekte für den BVWP 2030 
prinzipiell dazu dienen sollte, die für dieses Planungs-
instrument formulierten übergeordneten Zielsetzungen 
zu erreichen (siehe Abschnitt 2.1) gab es ungeachtet der 
oben erwähnten Abstimmung mit dem Bundesfinanzmi-
nisterium im Vorfeld keinen festen Finanzierungsrah-
men, eben weil das „benötigte Investitionsvolumen […] 
erst dann festgelegt werden [kann], wenn alle Prognose- 
und Bewertungsergebnisse vorliegen.“94 

Die Ermittlung des Finanzbedarfs ergab sich somit aus 
den Erhaltungsbedarfsprognosen (Abschnitt 3.2.3), 
den aus dem BVWP 2003 noch laufenden oder bereits 
fest disponierten Vorhaben und der Einstufung der als 
prinzipiell bauwürdig erachteten Aus- und Neubau-
projekte als vordringlichen Bedarf (VB oder VB+, siehe 
Abschnitt 2.2.6). Die entsprechenden Projekte wurden in 
eine Entwurfsfassung des BVWP 2030 aufgenommen, 
welche im Rahmen der Strategischen Umweltprüfung 
Gegenstand eines öffentlichen Beteiligungsprozesses 
wurde, der im folgenden Abschnitt 2.2.8 näher erläu-
tert wird. An dieser Stelle ist dazu anzumerken, dass als 
Ergebnis des Beteiligungsprozesses noch Änderungen an 
der Entwurfsfassung des BVWP vorgenommen wurden, 

92 Integrierter Taktfahrplan auf der Schiene mit dem Ziel, die 
Hauptverbindungen im Fernverkehr im Halbstundentakt 
zu bedienen und auch zum Regionalverkehr zuverlässige 
Anschlüsse zu gewährleisten (https://www.deutschland-
takt.de/konzept/; abgerufen am 16.10.2022).

93 BMVI (18.08.2021).
94 BMVI (2014a), S. 81.

https://www.deutschlandtakt.de/konzept/
https://www.deutschlandtakt.de/konzept/
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unter anderem bei den voraussichtlichen Investitions-
kosten. Die resultierende Differenz von 5,1 Mrd. Euro 
ergab sich jedoch fast ausschließlich aus Projekten, die 
für eine Finanzierung nach 2030 vorgesehen waren 
(Entwurf: 37,8 Mrd. Euro95, endgültige Version: 42,8 Mrd. 
Euro). Der besseren Übersichtlichkeit halber werden im 
Folgenden die Werte aus der endgültigen Fassung des 
BVWP 2030 verwendet.

Für die Investitionsvorhaben errechnete sich ein Finanz-
bedarf von insgesamt knapp 270 Mrd. Euro, von denen 
die besagten 42,8 Mrd. Euro (also 16 Prozent) für die 
abschließende Finanzierung von Vorhaben vorgesehen 
waren, die erst spät im Planungszeitraum begonnen und 
somit auch erst nach 2030 fertig gestellt und zu Ende 
finanziert werden würden – die sogenannte „Schleppe“. 

95 BMVI (2016c), Tabelle 2, S.14.

Die Kategorie ‚sonstige Investitionen‘ beinhaltet beglei-
tende Maßnahmen wie Lärmsanierungen, Parkflächen an 
Bundesfernstraßen oder Betriebs- und Dienstgebäude. In 
der Gesamtsumme sind keine Mittel für die Vorhaben des 
weiteren Bedarfs vorgesehen (WB, WB*), da, wie oben 
erläutert, davon ausgegangen wurde, dass sie innerhalb 
des Planungszeitraums nicht zu finanzieren sein würden.

Die Ermittlung des voraussichtlich benötigten Investiti-
onsvolumens bildete den letzten Schritt zur Entwurfsfas-
sung des Bundesverkehrswegeplans. 

Die folgende Grafik verdeutlicht, wie sich das Gesamt-
volumen des BVWP auf die verschiedenen Dringlich-
keitsstufen und Verkehrsträger verteilte. So war zum 
Beispiel etwas über die Hälfte der Mittel für den Erhalt 
oder Ersatz vorhandener Infrastrukturen vorgesehen, 
knapp 10 Prozent für Projekte aus dem BVWP 2003 und 
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gut 15 Prozent für Projekte, die voraussichtlich nicht 
bis 2030 fertiggestellt werden würden. Mit etwas unter 
50 Prozent hatten Straßenbauprojekte den größten Anteil 
an der geplanten Mittelzuweisung, der Anteil für die 
Schiene lag bei gut 40 Prozent.

Kommentare und Kritik 
Zunächst ist anzumerken, dass die Budgetierung für 
den BVWP in gewisser Weise zirkulär erfolgt. Einerseits 
soll sich das Projektvolumen in Abstimmung mit dem 
Bundesministerium für Finanzen an zum Zeitpunkt der 
Projektauswahl vorliegenden Erkenntnissen zu mittel-
fristiger Finanzplanung und Finanzierungsinstrumenten 
(wie beispielsweise erwarteten Einnahmen aus der Lkw-
Maut) orientieren96. Andererseits sollte sich das benötigte 
Investitionsvolumen aber auch aus dem grundsätzlichen 
Bedarf ergeben, der erst durch die Dringlichkeitsein-
stufung (Abschnitt 2.2.6) abschließend definiert wurde. 
Das im Endeffekt errechnete Investitionsvolumen kann 
jedoch bei einem Planungshorizont, der sich über knapp 
15 Jahre und mehrere Legislaturperioden erstreckt, in 
jedem Fall nur einen groben Orientierungswert liefern – 
zumal kostenrelevante Details wie eine genaue Trassen-
führung oder ein möglicher Bedarf an Ausgleichsmaß-
nahmen für Umweltschäden generell erst im Zuge der 
nachgelagerten Umsetzungsplanung ermittelt werden.

Unabhängig von den Inhalten des BVWP kritisiert der 
Bundesrechnungshof, dass die Finanzierbarkeit der in 
den Plan aufgenommen Projekte nicht gesichert sei. Ers-
tens reiche das vorab veranschlagte Investitionsvolumen 
(das sich unter anderem aus den Abstimmungen mit dem 
Bundesministerium für Finanzen ergibt) von vorneher ein 
nicht aus, um alle Projekte zu realisieren, die im BVWP 
enthalten sind, da Projekte des weiteren Bedarfs (WB, 
WB*) im Budget bereits nicht berücksichtigt werden. 
Zweitens zeige die Tatsache, dass knapp 10 Prozent des 
Budgets für noch nicht fertiggestellte (und zum Teil sogar 
noch nicht begonnene) Projekte aus dem Vorläufer-BVWP 
2003 reserviert sind und ein vergleichbarer Überhang 
mit der Projekt-„Schleppe“ im BVWP 2030 vorgesehen 
wurde, dass eine Unterfinanzierung im Vorgehen bereits 
angelegt ist. Ergänzend kritisierte der Bundesrechnungs-
hof, dass die von den Ländern für die einzelnen Straßen-
bauprojekte angemeldeten Investitionskosten nicht 
hinreichend durch das BMVI plausibilisiert worden seien 

96 BMVI (2014a), S. 65.

und dass die jeweiligen NKV – die eine so wichtige Rolle 
bei der Auswahl und Dringlichkeitseinstufung  spielen – 
somit weder in sich ausreichend verlässlich noch unter-
einander vergleichbar seien97. 

Zusätzlich zu der von vorneherein eingeplanten Schleppe, 
werden durch die inhärente Unterfinanzierung abseh-
bar auch weitere Projekte in die nächste BVWP-Phase 
verschoben, was wiederum den Finanzierungsspielraum 
für neue Projekte deutlich einschränkt98. Dieser Effekt 
wurde für den Bereich Schiene bereits 2010 in einem 
Gutachten für das Umweltbundesamt bemängelt99.

Zudem wird bemängelt, dass in der Konsequenz auf Basis 
der Bedarfspläne vielerorts Planfeststellungsverfahren 
für Projekte eingeleitet werden, deren Finanzierung nicht 
gesichert ist. Dadurch werden unter Umständen ohnehin 
schon knapp bemessene personelle Kapazitäten für Pro-
jekte gebunden, die möglicherweise gar nicht oder erst mit 
großer zeitlicher Verzögerung zur Umsetzung kommen100.

2.2.8 Von der BVWP-Entwurfsfassung zu den  
Ausbaugesetzen für die Verkehrsträger

Die Entwurfsfassung des BVWP 2030 und der dazuge-
hörige Umweltbericht101 wurden im Rahmen des für die 
Strategische Umweltprüfung (SUP) gesetzlich vorge-
schriebenen Beteiligungsverfahrens von Ende März bis 
Anfang Mai 2016 der Öffentlichkeit vorgelegt. Dabei 
ging es nicht um Stellungnahmen zu einzelnen Projek-
ten, da die SUP nur dazu dient, die Umweltwirkungen 
des Gesamtplans zu bewerten (die Wirkungen einzelner 
Projekte werden erst in nachgelagerten Planungs-
schritten bewertet, siehe Abschnitt 2.3). Kommentare 
zu individuellen Vorhaben wurden daher nur dann 
berücksichtig, wenn sich daraus Hinweise ergaben, die 
ihre Rolle im Gesamtplan betrafen (wenn zum Beispiel 
der Nachweis für den verkehrlichen Bedarf einer Maß-
nahme fundiert in Frage gestellt wurde). Das Beteili-
gungsverfahren generierte insgesamt 39.000 einzelne 
Stellungnahmen, die thematisch gebündelten Ergebnisse 
wurden im Bericht zur Behörden- und Öffentlichkeits-
beteiligung veröffentlicht102. 

97 Bundesrechnungshof (2016).
98 Becker Büttner Held (2021).
99 Holzhey (2010).
100 Heuser; Reh (2016), S. 256.
101 Bosch & Partner GmbH et al. (2016).
102 BMVI (2016a).
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Der auch nach Abstimmung mit den Ländern resultie-
rende Referentenentwurf des BVWP 2030 wurde im 
August 2016 vom Bundeskabinett beschlossen. Er wurde 
damit zum Regierungsprogramm, das die Grundlage für 
die weiteren Schritte der Bundesverkehrswegeplanung 
bildet – welches für sich genommen jedoch keine recht-
lich bindende Wirkung hat. Die rechtliche Festschrei-
bung der Dringlichkeitseinstufungen und die Grundlage 
für die Projektfinanzierung der Aus- und Neubauvorha-
ben aus dem Bundeshaushalt ergeben sich beim BVWP 
erst aus den jeweiligen Ausbaugesetzen für die drei Ver-
kehrsträger und den ihnen angehängten Bedarfsplänen. 
Die entsprechenden Gesetzesvorlagen wurden zeitglich 
mit dem BVWP 2030 vom Kabinett verabschiedet. 

Für die Bedarfspläne wurden im Wesentlichen die im 
endgültigen BVWP für die einzelnen Verkehrsträger vor-
gesehen Aus- und Neubauprojekte übernommen103. Im 
Zuge des Gesetzgebungsverfahrens konnten sich jedoch 
noch weitere Veränderungen ergeben, entweder durch 
im Bundestag beschlossene Anträge oder durch entspre-
chende Verhandlungen im Bundesrat. Monetär ausge-
drückt resultierte dieses Verfahren für den BVWP 2030 
darin, dass die für den Aus- und Neubau vorge sehenen 
Investitionen um ungefähr 1,3 Mrd. Euro angehoben 
wurden (jeweils etwa 600 Mio. Euro für Straße und 
Schiene sowie etwa 130 Mio. Euro für Wasserstraßen).104

Die Ausbaugesetze selbst werden nicht für jeden 
BVWP neu beschlossen, sondern über die veränderten 
Bedarfspläne angepasst. Allerdings wurde mit der ent-
sprechenden Beschlussfassung im Dezember 2016 auch 
das Bundeswasserstraßenausbaugesetz (WaStrAbG105) 
neu verabschiedet. Bis dahin existierten lediglich das 
Fernstraßenausbaugesetz (FstrAbG106) und das Bundes-
schienenwegeausbaugesetz (BSWAG107).

103 Projekte für Ersatz und Erhalt von Infrastruktur sind gene-
rell nicht Gegenstand der Ausbaugesetze.

104 BMDV (2022a).
105 Bundeswasserstraßenausbaugesetz vom 23. Dezember 

2016 (BGBl. I S. 3224).
106 Fernstraßenausbaugesetz in der Fassung der Bekannt-

machung vom 20. Januar 2005 (BGBl. I S. 201), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2016 (BGBl. 
I S. 3354) geändert worden ist.

107 Bundesschienenwegeausbaugesetz vom 15. Novem-
ber 1993 (BGBl. I S. 1874), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3221) geändert 

Kommentare und Kritik 
Das Umweltbundesamt erachtete die sechswöchige Frist 
für Auslegung und Stellungnahme im Rahmen einer 
SUP als zu kurz – möglicherweise auch aus juristischer 
Perspektive108 – und die resultierenden Anpassungen des 
BVWP-Entwurfs wurden insgesamt als gering einge-
schätzt109. Zusätzlich bemängelt der BUND, dass keine Zeit 
eingeplant war, um im Rahmen des Verfahrens einge-
reichte Projektalternativen zu Straßenbauprojekten zu 
prüfen und zu erörtern und diese auch nicht an den Bun-
destag weitergereicht wurden (wo sie im Zuge des Gesetz-
gebungsverfahren möglicherweise von Interesse gewesen 
wären). Wie der BUND in seinem Grünbuch nachhaltige 
Planung der Verkehrsinfrastruktur weiter darlegt, hätte das 
Verfahren für die Straßenbauprojekte die vom BMVI selbst 
definierten Standards für eine gute Bürgerbeteiligung mis-
sachtet. Das Beteiligungsverfahren könne weder als trans-
parent und neutral noch als ergebnisoffen oder dialogisch 
bezeichnet werden110. Unter anderem fehle es an ausrei-
chend zugänglichen und konkreten Informationen, um eine 
informierte und möglicherweise vergleichende Beurteilung 
der einzelnen Projekte durch Dritte, (also nicht das Minis-
terium oder dessen Gutachter:innen) auch Fachfremde, 
zu ermöglichen111. Anregungen aus der Zivilgesellschaft 
und Alternativvorschläge zu einzelnen Projekten seien in 
keinem Fall berücksichtigt worden, da sie nach Auffassung 
des Ministeriums ohne Auswirkungen auf den Gesamtplan 
waren. Politische Interventionen hätten hingegen zur Auf-
nahme ursprünglich nicht bauwürdiger Projekte geführt112. 
Für die Schienenprojekte wurde das Beteiligungsverfahren 
hingegen als zufriedenstellend bewertet113.

worden ist.
108 UBA (2016), S.1: Für Auslegung und Stellungnahme ist im 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
jeweils ein Monat vorgesehen, wobei die Fristen nicht 
zusammenfallen sollen.

109 Siebert (2022).
110 Reh (2018), S. 14.
111 Siebert (2022), Abschnitt 4.9.
112 Bündniss 90/Die Grünen 2020, S. 4.
113 Reh (2018), S. 14.
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2.3 Umsetzung des BVWP 2030: 
Investitionsrahmenpläne, 
Bedarfsplanüberprüfung und  
weitere Planungsverfahren

Für die Umsetzung der im BWVP 2030 vorgesehen 
Projekte werden vom BMDV Investitionsrahmenpläne 
(IRP) erstellt, die jeweils einen Zeitraum von fünf Jahren 
abdecken. Sie sind verkehrsträgerübergreifend und 
berücksichtigen alle vorgesehenen Projekte nicht, nur 
den Aus- und Neubau (siehe Abbildung 5). Die jährliche 
Mittelbereitstellung für die BVWP-Projekte wird auf 
Basis dieser Pläne vom Bundestag im Rahmen des Bun-
deshaushalts beschlossen.

Ergänzend ist das Bundeministerium für Verkehr gemäß 
den jeweiligen §§4 in allen drei Ausbaugesetzen ver-
pflichtet, alle fünf Jahre zu überprüfen, ob die Bedarfs-
pläne weiterhin den Entwicklungen im Bereich Verkehr 
und Wirtschaft entsprechen. Diese Bedarfsplanüberprü-
fung (BPÜ) ist – wie eingangs erwähnt – hauptsächlicher 
Anlass für die Erstellung der vorliegenden Synopse als 
Beitrag zu einem Prozess, als dessen Ziel viele Akteurin-
nen und Akteure unter anderem eine klimaverträgliche 
Reform der Bundesverkehrswegeplanung einfordern. 

Stand September 2022 war die erste BPÜ des 2016 
verabschiedeten BVWP 2030 noch in Vorbereitung, 
sollte aber dennoch Ende 2023 abgeschlossen werden. 
Als wichtigste Grundlage der BPÜ wird die vom BMDV 
aktualisierte Verkehrsprognose 2040 erachtet, die sich 
mit Stand September 2022 noch in der Erstellung befindet 
und als Teil ihrer Rahmenbedingungen auch das Klima-
schutzprogramm 2030 des Bundes berücksichtigen soll. 
Die Ergebnisse dieser Langfristprognose sollen für alle 
drei Projektträger mit jenen aus der Verkehrsprognose für 
2030 (siehe Abschnitt 2.2.1) verglichen werden. Im Fokus 
soll dabei eine aktualisierte Engpassanalyse liegen, aber 
auch eine „aktuelle Einordnung der drei Bedarfspläne im 
Hinblick auf deren Klima- und Umweltwirkungen“ sei laut 
Internetseite des BMDV vorgesehen114. Die BPÜ soll einen 
Beitrag zu einem neu auf den Weg zu bringenden Bundes-
verkehrswege- und Mobilitätsplan 2040 leisten, der dann 
unter anderem auch die Belange des Klima- und Umwelt-

114 BMDV (2022c).

schutzes verstärkt berücksichtigen soll115. Für diesen 
Schritt gibt es jedoch noch keinen konkreten Zeitplan.

Die tatsächliche Umsetzung der im BVWP 2030 vor-
gesehen Projekte ist Aufgabe der sogenannten Vorha-
benträger. Für Bundesautobahnen ist seit Januar 2021 
die Autobahn GmbH des Bundes zuständig, die Verant-
wortung für Bau und Betrieb von Bundesstraßen liegt 
bei den Ländern (es sei denn, sie haben diese Aufgabe an 
den Bund übertragen). Für die Schiene sind die DB Netz 
AG und weitere Eisenbahninfrastrukturunternehmen 
zuständig und Wasserstraßen werden von der Wasser-
straßen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) 
beplant und unterhalten. Im Rahmen der Fachplanungen 
werden anhand eines Entwurfsplans des Vorhaben-
trägers sowohl die Raumverträglichkeit als auch die 
Umweltverträglichkeit überprüft (Raumordnungsver-
fahren, Umweltverträglichkeitsprüfung) und die genaue 
Trassenführung entschieden. Am Ende dieses Prozesses 
steht das Planfeststellungsverfahren. Das Baurecht für 
ein Projekt entsteht, wenn dieses Verfahren mit einem 
Planfeststellungsbeschluss endet.

In diesem Zusammenhang ergibt sich aus juristischer Sicht 
eine weitere möglicherweise problematische Konsequenz 
der nicht notwendigerweise fachlich fundierten Aufnahme 
von Projekten in den Bedarfsplan: nach §1 Absatz 2 Satz 2 
des Fernstraßenausbaugesetzes (FStrAbG) ist die Feststel-
lung des Bedarfs im Bedarfsplan für die Linienbestimmung 
und die Planfeststellung nach §16 beziehungsweise §17 
des Bundesfernstraßengesetzes verbindlich116. Wenn also 
Projekte aus dem Bedarfsplan im Rahmen einer Linienbe-
stimmung und eines Planfeststellungsverfahrens weiter 
beplant werden, darf die entsprechende Behörde den 
Bedarf selbst nicht mehr infrage stellen. Diese Bindungs-
wirkung umfasst auch die Trassenkapazität und somit die 
als Bauziel angegebene Anzahl der Spuren117. 

115 BMDV (2022c).
116 Äquivalenten Regelungen finden sich in den Ausbaugesetzen 

für Schiene (BSWAG) und Wasserstraßen, (WaStrAbG). Sie 
sind jedoch nicht Gegenstand des hier zitierten Gutachtens.

117 Ziehm (2021).
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werden. Bis 2030 sollen 75 Prozent des Schienennetzes 
elektrifiziert sein und zusätzlich zum BVWP sollen auch 
die Lärmsanierungsprogramme für Bundesfernstraßen 
und Schienenwege besser finanziert werden.

Außerdem möchte die Koalition parallel zur Bedarfs-
planüberprüfung einen breiten Dialogprozess zu den 
Prioritäten bei der Umsetzung des aktuellen BVWP 
initiieren und „auf Basis neuer Kriterien einen neuen 
Bundesverkehrswege- und -mobilitätsplan 2040 auf den 
Weg bringen“ 119. Ergänzend ist geplant, die Lkw-Maut 
CO2-differenziert neu zu gestalten und auf Fahrzeuge ab 
3,5 Tonnen auszuweiten. Die Mehreinnahmen sollen für 
Mobilität [sic.] eingesetzt werden, woraus sich schließen 
lässt, dass diese Einnahmen nicht mehr dem Prinzip 
„Straße finanziert Straße“ unterliegen sollen, sondern 
auch für andere Verkehrsträger genutzt werden können.

Laut ihrem Wahlprogramm von 2021 möchten auch CDU 
und CSU die Investitionen in den Ausbau des Schienen-
netzes erhöhen – unter anderem für die Projekte des 
vordringlichen Bedarfs aus dem aktuellen Bedarfsplan 
Schiene mit Fokus auf den Güterverkehr – und die-
sen beschleunigen. Dadurch soll Güterverkehr von der 
Straße auf die Schiene, aber auch auf die Wasserstra-
ßen verlagert werden, um Staus auf den Autobahnen zu 
reduzieren und Klimaziele zu erreichen. Außerdem sollen 
„für den nächsten Bedarfsplan und bei der standardi-
sierten Bewertung“ zukünftig längerfristige Prognosen, 
Umstiegseffekte und Anwohnerinteressen [sic.] stärker 
berücksichtigt werden. Zudem möchten die Parteien auf 
europäischer Ebene ein Programm für grenzüberschrei-
tende Vernetzung und Infrastrukturausbau unterstützen, 
das unter anderen klima- aber auch verkehrspolitisch 
„neue Akzente setzt“.120

In der laufenden Legislaturperiode hat sich die CDU/
CSU-Fraktion konkret dafür eingesetzt, „konsequent 
und unverzüglich weitere Maßnahmen zur maxima-
len Beschleunigung der Prozesse und Verfahren bei 
der Planung, bei der Genehmigung und beim Bau von 
Infrastrukturprojekten voranzutreiben“, unter anderem 
durch die Novellierung des Bundesfernstraßen- und des 
Allgemeinen Eisenbahngesetzes. Dadurch sollte unter 
anderem erreicht werden, dass im Falle von Ersatz-

119 SPD et al. (2021), S. 38.
120 CDU; CSU (2021), S. 30.

Die in dieser Synopse bereits dargestellten Kritiken am 
BVWP 2030 und die in Kapitel 5 erläuterten Vorschläge 
für seine Reform stützen sich primär auf Fachgutachten 
und wissenschaftliche Studien. Zwar decken sich die 
Positionen von politischen Parteien und gewerblichen 
Interessensverbänden zum Teil mit den dort vorgefunde-
nen Inhalten. Da solche Positionen aber aus einer ande-
ren Perspektive formuliert werden, werden sie in diesem 
Kapitel gesondert vorgestellt.

Die jeweiligen Positionen werden hier unkommentiert 
dargestellt. Sie sollten jedoch im Kontext der an anderer 
Stelle beschriebenen gesetzlich festgelegten Verpflich-
tungen zum Klimaschutz (Abschnitte 1.1 und 2.2.5) 
sowie der dargelegten Kritikpunkte an der Methodik zur 
Erstellung des BVWP 2030 und seiner Inhalte betrachtet 
werden (Kapitel 2).

3.1 Politische Parteien

Die Positionen der drei Regierungsparteien wurden dem 
Koalitionsvertrag entnommen. Für DIE LINKE und CDU/
CSU wurden ihre Wahlprogramme zur Bundestagswahl 
2021 sowie Anträge und Gesetzesvorschläge aus der 
letzten (DIE LINKE) und der aktuellen Legislaturperiode 
(beide) ausgewertet.

Die aktuelle Regierung aus SPD, Bündnis90/Die Grünen 
und FDP beabsichtig gemäß ihrem Koalitionsvertrag, 
Infrastrukturinvestitionen zu erhöhen und insgesamt 
„erheblich mehr“ in die Schiene als in die Straße zu 
investieren. Dabei sollen Projekte Priorität erhalten, die 
für die Umsetzung des Deutschlandtaktes relevant sind, 
mit dessen Hilfe bis 2030 die Personenverkehrsleistung 
auf der Schiene verdoppelt werden soll. Der Anteil des 
Güterverkehrs auf der Schiene soll sich auf 25 Prozent118 
erhöhen. Zwar sollen auch für den Straßenbau mehr 
Mittel eingesetzt werden, dabei sollen jedoch Erhalt und 
Sanierung in den Vordergrund gestellt werden und der 
Anteil der Erhaltungsmittel bis 2025 schrittweise erhöht 

118 Für diese Zahl wird kein Referenzwert genannt, daher zur 
Ergänzung: 2019 betrug der Anteil des binnenländischen 
Güterverkehrs auf der Schiene (ohne Nahverkehr unter 
50 km) 20 Prozent der gefahrenen Tonnenkilometer (Deut-
sches Zentrum für Luft- und Raumfahrt e.V. (DLR) und 
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) 2020).

3 |  Positionen von politischen Parteien  
und Verbänden 
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bauten Straße keine Umweltverträglichkeitsprüfung 
mehr durchgeführt werden muss und Maßnahmen zum 
Substanzerhalt, zur Anpassung oder Verbesserung ohne 
umfassende weitere Genehmigungsverfahren möglich 
werden. Außerdem sprach sich die Fraktion gegen die 
oben erwähnte Neupriorisierung der Projekte aus dem 
BVWP aus, um geplante Projekte für alle drei Verkehrs-
träger „nicht auszubremsen“. Dabei wurde im Antrag 
nicht explizit zwischen verschiedenen Dringlichkeits-
stufen differenziert. Auch eine frühzeitige Bürgerbeteili-
gung wurde gefordert, um unterschiedliche Interessen in 
frühen Planungsstadien zusammenzuführen121.

DIE LINKE setzte sich in ihrem Wahlprogramm 2021 
für einen „flächendeckenden“ Ausbau des Schienennet-
zes ein sowie für eine zügige Umstellung aller noch mit 
Dieselantrieb befahrener Strecken auf Elektrifizierung 
oder alternative, nachhaltige Antriebstechnologien. Eine 
unverzügliche Umsetzung aller im Rahmen des BVWP 
2030 beschlossenen Projekte zu Elektrifizierung122 und 
weiterem Ausbau der Schiene hatte die Fraktion bereits 
2019 beantragt123.

Stillgelegte Bahnstrecken wollte die Partei gemäß Wahl-
programm reaktivieren. Von „teure[n] und unsinnigen[n] 
Prestigeprojekte[n]“ (die nicht näher benannt wurden) 
sollte Abstand genommen und entsprechende Mittel 
stattdessen in Modernisierung und Ausbau der Netze 
investiert werden. Die öffentlichen Infrastrukturinvesti-
tionen in die Schiene sollten zudem verfünffacht werden. 
Investitionen in Aus- und Neubau von Autobahnen 
sollten gänzlich gestoppt und in einem alternativen Ver-
kehrswegeplan sollte im Sinne einer sozial-ökologischen 
Mobilitätswende der Personen- und Güterverkehr auf 
der Schiene im Mittelpunkt stehen124. In diesem Sinne 
wurden im Bundestag von der Fraktion auch Anträge 
gestellt, den Weiterbau der A100 in Berlin125 sowie der 
A49 in Hessen qualifiziert zu beenden und für letztere 
die von Bürgerinitiativen und Umweltverbänden vorge-
legten Alternativen zu prüfen126.

121 Merz et al. (2022).
122 hierzu Einstufung aller entsprechenden Projekte in den 

vordringlichen Bedarf.
123 Wagenknecht et al. (2019b).
124  Die Linke (2021).
125 Mohamed Ali et al. (2022).
126 Mohamed Ali et al. (2020).

In der letzten Legislaturperiode hatte DIE LINKE einen 
Gesetzentwurf zur Aufhebung des sogenannten Finan-
zierungskreislauf Straße eingebracht. Der Begriff 
beschreibt die Zweckbindung von Einnahmen aus der 
Nutzerfinanzierung (Maut) – ab 2021 einem jährlichen 
Betrag von etwa 11 Mrd. Euro – für den Fernstraßenbau. 
Die Infrastrukturinvestitionen sollten in Richtung des 
BVWP-Investitionsszenarios „Nachhaltigkeit“ verscho-
ben werden (siehe Szenario 3 in Abbildung 3), um so 
im Sinne der Dekarbonisierung des Verkehrs bis 2050 
Schiene und Wasserstraßen zu stärken127.

Außerdem hat sich DIE LINKE dafür eingesetzt, anstelle 
des BVWP einen an Verkehrsverlagerungs- und Klima-
zielen ausgerichteten Bundesmobilitätsplan aufzustel-
len128. Unter anderem sollten mehr Stellen in den für die 
Bundesverkehrswege zuständigen Verwaltungen einge-
richtet werden, um ausreichende Planungskapazitäten 
zu schaffen und für alle Infrastrukturvorhaben sollte eine 
frühe Einbindung der Öffentlichkeit und eine sachge-
rechte Alternativenprüfung vorgeschrieben werden 129. 
DIE LINKE sprach sich gegen ein Maßnahmengesetz im 
Verkehrsbereich aus, dass für bestimmte Maßnahmen 
ein Baurecht ohne Planfeststellungsbeschluss schaffen 
würde. Das sogenannte Maßnahmengesetzvorberei-
tungsgesetz (MgvG) ist jedoch am 22. März 2022 vom 
Bundestag verabschiedet worden.

3.2 Verkehrs- und Wirtschafts-
verbände

In einem Impulspapier für die Legislaturperiode 2021-
2025 formulierte der Allgemeine Deutsche Automo-
bil-Club e.V. (ADAC) in Bezug auf die Bundesver-
kehrswegeplanung folgende Forderungen an die neue 
Bundesregierung, um unter anderem eine intakte Inf-
rastruktur ohne „stau- und damit emissionsintensiven 
Engpässen“ als Voraussetzung für wirtschaftlichen Erfolg 
und in der Folge dauerhaft solide öffentliche Haushalte 
zu gewährleisten: es sollen Investitionsniveaus gewähr-
leistet werden, mit denen sich die Zielsetzungen des 
BVWP 2030 erreichen lassen. Diese werden nicht infrage 
gestellt. Es soll regelmäßig ein Infrastrukturzustandsbe-

127 Wagenknecht et al. (2019a).
128 Mohamed Ali et al. (2019); Mohamed Ali et al. (2020).
129 Mohamed Ali et al. (2019).
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richt für Bundesfernstraßen veröffentlich werden, der 
auf Basis objektiver Kriterien und Bewertungsverfahren 
erstellt wurde, um eine sachliche Debatte über Investiti-
onsbedarfe zu ermöglichen. Trotz des Grundsatzes „Erhalt 
vor Neubau“ soll der Neubau von Straßen weiter möglich 
bleiben und der Ausbau der Schiene angemessen, jedoch 
nicht in Konkurrenz zum Verkehrsträger Straße finan-
ziert werden. Auch der ADAC setzt sich in dem Impuls-
papier für eine Aufstockung der Planungskapazitäten 
in den zuständigen Behörden ein und befürwortet 
Gesetzgebungen zur Beschleunigung von Planungs- und 
Genehmigungsverfahren130.

Der Autoclub Europa e.V. (ACE) leitet seine Forderungen 
aus den gesetzlichen Verpflichtungen zum Klimaschutz 
ab – auch, weil diese sich seit der Verabschiedung des 
BVWP 2030 wie oben dargestellt verschärft haben und 
sowohl das Umweltbundesamt als auch mehrere Gutach-
ten darlegen, dass dem Plan insgesamt eine Ausrichtung 
an Nachhaltigkeits- und Klimaschutzzielen fehlt. An 
Stelle von „Mini-Korrekturen“ fordert der ACE ein Bun-
desmobilitätsgesetz, das umwelt-, klima- und gesund-
heitsfreundliche Verkehrsarten fördert und bundesweite 
Ziele für eine klima- und umweltschonende, sichere 
und sozial gerechte Mobilität vorgibt und die Folgen aller 
Infrastrukturinvestitionen entsprechend berücksich-
tigt. Prinzipiell sollen Erhalt und Sanierung generell und 
der Verkehrsträger Schiene vorrangig behandelt sowie 
Flächenversiegelung verringert werden.131

Der Bundesverband Spedition und Logistik e. V. (DSLV) 
hingegen befürwortet eine konsequentere Fortführung 
beziehungsweise Umsetzung bestehender Planungen 
sowie die bessere Vernetzung der Verkehrsträger im 
Sinne einer effizienten Logistik. Infrastrukturinvesti-
tionen sollen für die Ertüchtigung aller Verkehrsträger 
aufgestockt werden, dabei sollen verkehrsträgerbezogene 
Finanzierungskreisläufe (also „Straße finanziert Straße“) 
bestehen bleiben und die im Haushalt vorgesehen Mittel 
sollen sich noch konsequenter an der Nutzen-/Kos-
ten-Rangfolge des BVWP orientieren. Um eine Verlage-
rung von Güterverkehren von der Straße auf die Schiene 
zu unterstützen, sollen gegebenenfalls „marktpreisrele-
vante“ Absenkungen von Trassenentgelten eingesetzt 
werden, statt den Lkw-Verkehr „künstlich“ zu verteuern. 

130 Allgemeiner Deutscher Automobil-Club e.V. (2021).
131 ACE Auto Club Europa e.V. (2022).

Projektbezogene Bürgerbeteiligung soll frühzeitig statt-
finden, um späteren Verzögerungen bei der Umsetzung 
entgegenzuwirken.132

mofair e.V. (Bündnis für fairen Wettbewerb im Schie-
nenpersonenverkehr) sieht im aktuellen Bewertungs-
verfahren für BVWP-Projekte einen zu starken Einfluss 
der monetären Bewertung von Reisezeiten und möchte 
in Zukunft stattdessen klimapolitische Erwägungen 
deutlich stärker berücksichtigt wissen. Ziel soll dabei 
sein, den Fokus von kostenintensiven Großprojekten 
auf gesamtsystemisch wirksame Verbesserungen zu 
lenken133.

Wie diverse andere Akteure und Gutachten, kritisierte 
auch der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen 
e.V. (VDV), dass der BVWP 2030 keinen ausreichenden 
Beitrag zur Erreichung der aktuellen Klimaschutzziele 
leistet. Er fordert, die diesbezüglichen Potenziale der 
Infrastrukturplanung über eine konsequente modale 
Gewichtung der Vorhaben zugunsten der Schiene besser 
auszuschöpfen und kritisiert in diesem Zusammenhang 
auch die systemische Unterfinanzierung134 gerade für 
diesen Verkehrsträger. Zudem fordert der VDV, analog 
zu den rund 500 Ortsumfahrungen, die im BVWP 2030 
vorgesehen sind, bei entsprechender Bewertung auch 
Schienennahverkehrsprojekte in den Plan mitaufzuneh-
men (die bisher explizit ausgeschlossen werden, siehe 
Abschnitt 2.2.4). Für das gesamte Schienennetz soll ein 
Projekt zur Ertüchtigung für die Befahrbarkeit durch 
längere Güterzüge entwickelt und bewertet werden 
(zunächst 740m mit Möglichkeiten der Ausweitung für 
1.500m-Züge), das bei einem positiven Ergebnis in den 
vordringlichen Bedarf übernommen werden soll.135 
 

132 DSLV Bundesverband Spedition und Logistik e.V. (2021).
133 mofair e.V. (2022).
134 siehe Abbildung 5 und die Erläuterungen zur sogenannten 

„Schleppe“ in Abschnitt 3.2.7
135 Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e.V. (VDV) 

(2016); Das Sammelprojekt zum Netzausbau für 740m lange 
Züge wurde 2018 Teil des vordringlichen Bedarfs (BMVI 
18.08.2021)



Agora Verkehrswende | Die Bundesverkehrswegeplanung schleunigst modernisieren

34



35

4.1 Baumoratorium für Fernstraßen

Ein Gutachten für den Naturschutzbund Deutschland 
e.V. (NABU) kommt zu dem Schluss, dass – quasi als 
erster Schritt auf dem Weg zur Reform – ein Mora-
torium für den Neu- und Ausbau von Bundesfern-
straßen nicht nur rechtlich zulässig, sondern sogar 
geboten sei. Die Gutachterin argumentiert hinsichtlich 
der Verfassungswidrigkeit einer weiteren Umsetzung 
der Straßenbauprojekte aus dem Bedarfsplan von 2016 
ähnlich wie das weiter oben zitierte Gutachten für den 
BUND141 (Abschnitt 3.2.5): ohne eine entsprechende 
Überprüfung der bisher geplanten Straßenbauprojekte 
sei nicht absehbar, ob bei ihrer Verwirklichung die neuen 
Klimaschutzziele von 2021 eingehalten oder konterka-
riert würden. Daraus ergebe sich: „In dieser Situation 
gleichwohl unverändert an der unmittelbaren Umsetzung 
des Bedarfsplans 2016 festzuhalten, die Ergebnisse der 
laufenden Bedarfsplanüberprüfung vor dem Hinter-
grund grundlegend neuer umweltrechtlicher Rahmen-
bedingungen nicht abzuwarten und mithin die künftige 
Nichteinhaltung von Minderungszielen und CO2-Emis-
sionsbudgets mindestens in Kauf zu nehmen, bedeutete 
einen Verstoß gegen das aus Art. 20a GG [Grundgesetz] 
folgende Klimaschutzgebot und die diesem immanente 
Verpflichtung aller staatlichen Institutionen auf die 
Generationsgerechtigkeit.“142

Ein solches Moratorium sollte gemäß dieser Argumen-
tation also möglichst sofort ausgesprochen werden. Es 
könnte sowohl für alle Projekte gelten, die noch nicht 
planfestgestellt sind, als auch für solche, für die zwar die 
Planfeststellung vorliegt, die sich aber noch nicht oder 
nur unwesentlich in der Umsetzung befinden143. Projekte, 
die bereits im Bau sind, wären nicht betroffen. 

Auch ein Rechtsgutachten zu Status Quo, Reformbedarf 
und Änderungsmöglichkeiten des BVWP für die Stiftung 
Klimaneutralität und Agora Verkehrswende legt dar, 
dass eine Aufhebung der aktuellen Ausbaugesetze sowie 
ein Stopp von bereits planfestgestellten Projekten ein 
einfacher erster Schritt im Zuge einer BVWP-Reform 
sein könnte144. Einen „sofortigen Stopp“ des Neu- und 

141 Heß (2021a).
142 Ziehm (2021), S. 36.
143 Ziehm (2021); SPD et al. (2021).
144 Becker Büttner Held (2021), S. 18-21.

An dieser Stelle soll zunächst festgehalten werden: 
die im Vorausgegangenen dargestellten Probleme von 
Bundesverkehrswegeplan und Bundesverkehrswege-
planung im Hinblick auf Klimaschutz und die Reduktion 
von CO2-Emissionen aus dem Verkehrssektor werden 
von verschiedenen Seiten mit Bezug auf spezifische 
Aspekte aber auch insgesamt als lösbar eingeschätzt, 
sowohl inhaltlich als auch juristisch betrachtet136. Die 
Ansätze, die dafür vorgeschlagen oder auch gefordert 
werden, gehen jedoch unterschiedlich weit. Sie rei-
chen von einem Baumoratorium für Bundesfernstraßen 
(Abschnitt 4.1) und einer Neubewertung aller Projekte im 
Rahmen der kommenden Bedarfsplanüberprüfung nach 
transparenten und konsequent an Nachhaltigkeitszie-
len ausgerichteten Kriterien (Abschnitt 4.2) über eine 
verbesserte strategische Ausrichtung des BVWP, die alle 
Netze integriert betrachtet137 (und zwar vorzugsweise 
auf allen räumlichen Ebenen: Ortschaften, Regionen 
und transeuropäischen Korridoren138; Abschnitt 4.3) bis 
zu einer vollständigen Neuausrichtung des Prozesses 
insgesamt hin zu einem Bundesmobilitätsplan (wie ihn 
die Regierungskoalition angekündigt hat139), möglicher-
weise auch als nachgeordnetes Instrument eines neuen 
Bundesmobilitätsgesetzes140 (Abschnitt 4.4). Zusätzlich 
gibt es Vorschläge zur Umstrukturierung der Finanzie-
rungsansätze (Abschnitt 4.5) und Forderungen für eine 
Verbesserung der Beteiligungsverfahren (Abschnitt 4.6).

Die meisten dieser Ansätze könnten aufeinander folgen 
oder sich auseinander ergeben, zumal auch unterschied-
liche Zeiträume für ihre Umsetzung benötigt würden. Die 
entsprechenden Vorschläge und Forderungen werden 
im Folgenden zusammenfassend dargestellt, jeweils mit 
dem Augenmerk auf ihren Bezug zum Klimaschutz. Für 
detaillierte Ausführungen zur Ausgestaltung und Umset-
zung der jeweiligen Maßnahmen sollten die zitierten 
Studien und Gutachten konsultiert werden.

136 unter anderen Becker Büttner Held (2021); Reh (2018); 
Siebert (2022).

137 Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesminister für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung (2009); SPD et al. (2021).

138 Reh (2018); SPD et al. (2021).
139 SPD et al. (2021).
140 Müller-Görnert (2022).

4 |  Vorschläge für eine klimagerechte Reform 
des Bundesverkehrswegeplans und der 
Bundesverkehrswegeplanung
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schnitt 2.2.1). Die Ergebnisse dieser Berechnungen und 
die darin abgebildeten Nachfragen in den Verkehrsnet-
zen werden deutlich andere sein, wenn zum Beispiel ein 
bestimmtes Modal-Split-Ziel angestrebt wird (Verteilung 
der Nachfrage auf die Verkehrsträger) und wenn verhal-
tenswirksame CO2-Preise oder eine unter anderem vom 
Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU)149 gefor-
derte zukünftige Bepreisung von Straßennutzung auch 
für den Personenverkehr in Form einer streckenabhän-
gigen Pkw-Maut mitberücksichtigt werden.

4.2.1 Nutzen-Kosten-Analyse: ver besserte Methodik
Unabhängig davon, wie die strategische Weiterent-
wicklung der Bundesverkehrswegeplanung in Zukunft 
aussehen wird, wird für eine vergleichende Bewertung 
verschiedener Maßnahmen weiterhin eine entspre-
chende Methodik notwendig sein. Daher sollte in 
Zukunft sichergestellt sein, dass alle mit einem Projekt 
verbundenen Treibhausgasemissionen vollständig 
ermittelt und berücksichtigt werden (inklusive möglicher 
Eingriffe in Kohlenstoffsenken wie Wälder150) und dass 
alle in der NKA berücksichtigten Komponenten bezüglich 
ihrer klimarelevanten Effekte transparent und nachvoll-
ziehbar gewichtet werden151. Damit wäre auch gewähr-
leistet, dass die notwendigen Informationen zur Verfü-
gung stehen, anhand derer die Projekte des BVWP im 
Zuge der strategischen Umweltprüfung (Abschnitte 2.2.5 
und 4.2.2) den Verpflichtungen zum Klimaschutz im 
Verkehrssektor insgesamt und den entsprechenden 
Reduktionszielen zugeordnet werden können.

Auch eine nach Tageszeiten unterschiedliche Aufschlüs-
selung von Reisezeiteffekten wird empfohlen, sowohl für 
den Bezugsfall (ohne Projekt) als auch für den Planfall (mit 
Projekt). So würden die in Haupt- und Nebenverkehrs-
zeiten oft sehr unterschiedlichen Reisezeiten angemes-
sener berücksichtigt152. Eine Veröffentlichung für die 
Friedrich-Ebert-Stiftung schlägt vor, dass Zeitgewinne 
nur dann als Nutzeneffekte berücksichtigt werden, wenn 
ohne entsprechende Maßnahmen bundesweit definierte 
zeitliche Erreichbarkeiten nicht zu gewährleisten sind. 
Zudem sollte das Kriterium der Zuverlässigkeit vorran-
gig vor Geschwindigkeit bei der Verkehrswegeplanung 

149 SRU (2020).
150 Heß (2021a).
151 Siebert (2022), S. 100.
152 Siebert (2022), S. 102.

Ausbaus von Bundesfernstraßen in Erwartung einer 
Bedarfsplanüberprüfung nach Klimaschutzkriterien 
fordert auch Greenpeace e.V.145

4.2 Neubewertung aller Projekte im 
Zuge der Bedarfsplanüberprüfung 
nach transparenten Nachhaltig-
keitskriterien unter Beachtung 
von Klimaschutzanforderungen

Die Wissenschaftlichen Dienste des deutschen Bundes-
tages haben 2021 einen Sachstandsbericht zum Klima­
schutz im Verkehrssektor – Rechtliche Implikationen für 
die Verkehrswegeplanung des Bundes146 erstellt. Ähnlich 
wie im Gutachten für den BUND argumentiert, wird in 
diesem Sachstandsbericht eine gesetzliche Verpflich-
tung festgestellt, Möglichkeiten der CO2-Reduktion im 
Rahmen der Infrastrukturplanung zu berücksichtigen. 
Außerdem müsse gegengesteuert werden, wenn sich im 
Gegenteil abzeichnet, dass der aktuelle BVWP 2030 dazu 
beitragen könnte, die gesetzlichen Minderungsziele zu 
verfehlen. Es sei somit „Aufgabe der Politik, den komple-
xen Prozess der Auswahl zwischen den verschiedenen 
Instrumenten auf der Grundlage aktueller wissenschaft-
licher Erkenntnisse anzugehen“ 147, was im Zuge der 
Bedarfsplanüberprüfung (BPÜ) geschehen kann.
 
Analog fordert auch Greenpeace e.V., bei der BPÜ Kli-
maschutzkriterien heranzuziehen, die mit den Zielen 
des Pariser Klimaabkommens vereinbar sind und die 
so – voraussichtlich – freiwerdenden Mittelzuweisungen 
aus dem Bereich Straße in den Ausbau klimafreundlicher 
Alternativen zu investieren148.

Für eine solide Entscheidungsgrundlage müssen sich 
auch Annahmen, die der jeweiligen Verkehrsprognose 
zugrunde liegen, an Leitbildern für ein klimaneutra-
les Deutschland orientieren, statt lediglich bisherige 
Trends mehr oder weniger fortzuschreiben (siehe Ab-

145 Greenpeace e.V. (2020).
146 Wissenschaftliche Dienste - WD 8: Umwelt, Naturschutz, 

Reaktorsicherheit, Bildung (2021).
147 Wissenschaftliche Dienste - WD 8: Umwelt, Naturschutz, 

Reaktorsicherheit, Bildung (2021), S. 10.
148 Greenpeace e.V. (2020).
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und -gestaltung berücksichtigt werden, weil zunehmende 
und schlecht planbare Verspätungseffekte volkswirt-
schaftlich kostenintensiver sind als Reisegeschwindig-
keiten, die sich zwar nicht verkürzen (und in der Folge 
möglicherweise über induzierten Verkehr sowieso keine 
Zeiteinsparungen bedeuten, siehe hierzu Abschnitt 2.2.5), 
dafür aber verlässlich planbar sind153. Induzierte Perso-
nenverkehre sollen angemessener berücksichtigt werden 
und diese Effekte unbedingt auch für den Güterverkehr 
betrachtet werden.154

Eine dergestalt umfassende und transparente Nut-
zen-Kosten-Analyse kann dann auch dazu verwendet 
werden, um den NKV der Projekte verkehrsträgerüber-
greifend zu vergleichen und innerhalb der Dringlich-
keitsstufen ebenfalls eine zielorientierte Binnenpriori-
sierung vorzunehmen. So könnte gewährleistet werden, 
dass Vorhaben tatsächlich in der Reihenfolge ihres 
volkswirtschaftlichen Nutzens abgearbeitet werden.

4.2.2 Strategische Umweltprüfung und verkehrs-
trägerübergreifende Bewertung

Auf Basis des bereits vorgestellten Rechtsgutachtens 
zur „formellen (Unions­)Rechtswidrigkeit und materi­
ellen Verfassungswidrigkeit“ des auf dem BVWP 2030 
basierenden Bedarfsplans Straße (Abschnitt 2.2.5) fordert 
unter anderem der BUND, dass im Rahmen der Bedarfs-
planüberprüfung eine neue strategische Umweltprüfung 
durchgeführt wird, 
• in deren Rahmen Netzalternativen ermittelt werden, 

die den Anforderungen des Pariser Klimaabkommens 
und des Klimaschutzgesetzes gerecht werden und

• durch die zumindest für größere Vorhaben auch für 
einzelne Projekte klima- und naturschonende Alter-
nativen unter angemessener Berücksichtigung aller 
Umweltkosten vergleichend betrachtet werden.155

Zu diesem Zweck müsste die Leistungsfähigkeit der 
Verkehrssysteme systematisch in Kombination betrach-
tet werden. Bisher hat sich zum Beispiel eine sogenann-
ten Alternativenprüfung zu Neubauvorhaben zumeist 
auf unterschiedliche Trassenvarianten beschränkt. Im 
Rahmen einer verkehrsträgerübergreifende Betrachtung 
kann hingegen untersucht werden, ob anstelle eines 
Aus- oder Neubaus von Straßeninfrastruktur beispiels-

153 Leerkamp; Bohrmann (2018), S. 2-3.
154 Siebert (2022), S. 104.
155 Heß (2021b), S. 4.

weise ein Ausbau des Schienenangebots zielführender 
sein könnte oder wie sich die Verkehrsträger im Sinne 
der Intermodalität am effektivsten ergänzen können156 – 
auch im Sinne des Klimaschutzes. 

Umweltschonende Alternativen sollen zukünftig sowohl 
mit Blick auf die Gesamtverkehrsnetze als auch für 
einzelne Projekte untersucht werden157. Einen verkehrs-
trägerübergreifenden Ansatz hat auch das Umweltbun-
desamt bereits über zehn Jahre vor der Verabschiedung 
des BVWP 2030 im Jahr 2016 empfohlen158.

4.3 Strategische Neuausrichtung der 
Bundesverkehrswegeplanung

Der dringende Bedarf für eine verkehrsträgerübergrei-
fende Planung als Grundlage für eine effiziente Ver-
kehrsinfrastruktur wurde mehrfach angemerkt159. Die 
zugrundeliegenden Planungsgrundsätze sollten fortan 
neben dem Einhalten der Klimaschutzziele auch die 
verpflichtende Berücksichtigung jeweils alternativer 
Verkehrsträger und Mobilitätsformen beinhalten160. 

Dabei soll die Fernstraßenplanung auf einem Netzkon-
zept beruhen, wie es bei Schiene und Wasserstraßen 
bereits der Fall ist, damit eine bundesweit strategische 
Betrachtungslogik zum Tragen kommen kann161. Im 
Rahmen einer solchen vernetzten Planung sollte dann 
weiterhin die Engpassbeseitigung im Vordergrund 
stehen – jedoch auf der Basis einer verkehrsträgerüber-
greifenden Strategie. Dabei sollen besonders überlastete 
Knoten prioritär berücksichtig werden, weil gerade dort 
oft Netzengpässe bestehen und sie gleichzeitig für inter-
modale Verlagerungen von großer Bedeutung sind. Dies 
gilt im Besonderen auch für den Kombinierten (Güter-)
Verkehr162. Da Deutschland im europäischen Kontext ein 

156 Heuser; Reh (2016).
157 Heß (2021a).
158 UBA (2005).
159 Leerkamp; Bohrmann (2018), Reh (2018), Siebert (2022).
160 Becker Büttner Held (2021), S. 24-45.
161 Roland Berger Strategy Consultants (2013); Wissenschaft-

licher Beirat beim Bundesminister für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung (2009).

162 Leerkamp; Bohrmann (2018), Reh (2018) erwähnt das 
Agglomerationsprogramm der Schweiz als mögliches 
Modell für die Erarbeitung einer Gesamtstrategie für über-
lastete Infrastruktur in Ballungsräumen; S. 18.
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wichtiges Transitland ist, sollten zudem die trans-euro-
päischen Netze Verkehr (TEN-T163) verstärkt berücksich-
tig werden (siehe auch Abschnitt 4.5). 

Der BUND verweist zusätzlich darauf, dass analog zu 
Ortsumfahrungen auch regionale Bahnstrecken in den 
BVWP mit aufgenommen werden sollten164 (wie es der 
VDV ebenfalls vorgeschlagen hat, siehe Abschnitt 4.2). So 
könnte unter anderem die Rolle des regionalen Schienen-
verkehrsangebots für Pendelverkehre gestärkt werden, 
die gerade in Ballungsräumen häufig einen hohen Anteil 
der Spitzenlast auf der Straße haben. 

Um ausreichend große Verlagerungseffekte von der 
Straße auf die Schiene zu ermöglichen – sowohl im 
Personen- als auch im Güterverkehr – wird gefordert, 
die Kapazitäten für diesen Verkehrsträger deutlich 
auszuweiten und den Erhalt bestehender Netze noch 
vor dem Verkehrsträger Straße zu priorisieren165. Dabei 
sollte zugunsten des Personenverkehrs ein besonderer 
Fokus auf für den Deutschlandtakt relevanten Verbin-
dungen liegen. Für den Güterverkehr werden der Ausbau 
wichtiger Anschlüsse und Anlagen für den Kombinierten 
Verkehr, die Beseitigung von Engpässen in den Hinter-
landkorridoren der Seehäfen und die Angleichung von 
Streckenstandards im Sinne verbesserter Umleitungs-
möglichkeiten gefordert166.

Als Ergebnis einer klimaschutzkonformen Weiterent-
wicklung der Methodiken für Verkehrsprognose und 
Nutzen-Kosten-Analyse sowie einer ausgeweiteten 
Anwendung der SUP sollte sich ein entsprechender 
Bedarf auch intrinsisch aus dem BVWP-Prozess ergeben.

Im Ergebnis könnte der Übergang von der Bundesver-
kehrswegeplanung zur Bundesmobilitätsplanung ste-
hen, wie sie die Bundesregierung in ihrem Koalitionsver-
trag angekündigt hat167 (siehe folgenden Abschnitt 4.4).

163 vgl. https://transport.ec.europa.eu/transport-themes/
infrastructure-and-investment/trans-european-trans-
port-network-ten-t_de; abgerufen am 7.11.2022.

164 Reh (2018).
165 Becker Büttner Held (2021), Leerkamp; Bohrmann (2018), 

Reh (2018), Siebert (2022).
166 z.B. Leerkamp; Bohrmann (2018); Siebert (2022).
167 SPD et al. (2021).

In einer Umkehrung der oben genannten Argumentation, 
dass analog zu Ortsumfahrungen auch regionale bzw. 
Schienennahverkehrsprojekte im BVWP Berücksich-
tigung finden sollten, befand der Bundesrechnungshof: 
„Wegen des stetigen Ausbaus des Autobahnnetzes in den 
vergangenen Jahrzehnten dient die Mehrzahl der Bun-
desstraßen heute in erster Linie nur noch dem regionalen 
Verkehr und ist für die Fernverkehrsaufgabe des Bundes 
kaum noch von Bedeutung.“168 Da gemäß Grundgesetz (GG) 
und Bundesfernstraßengesetz (FStrG) nur Bau und Unter-
halt von Fernverbindugen zur Kernaufgabe des Bundes 
zählen, wurde empfohlen, Eigentum und Verwaltung die-
ser nicht-fernverkehrsrelevanten Bundesstraßen an die 
Länder zu übergeben – begleitet von einem angemessenen 
Finanzausgleich.169 Aufgrund der hierfür notwendigen 
Veränderungen im Bund-Länder -Finanzgefüge dürfte 
es sich hierbei jedoch eher um eine mittel- bis langfris-
tig anzustrebende Reform handeln170. Das Gutachten für 
Agora Verkehrswende und die Stiftung Klimaneutralität 
kommentiert jedoch prinzipiell dazu, dass eine entspre-
chende Konzentration der Bundesverkehrswegeplanung 
auf überregional bedeutsame Verbindungen bzw. Projekte 
auch die Umsetzbarkeit des BVWP erhöhen würde171. 

4.4 Gesetzliche Neuregelung der 
Bundesverkehrswegeplanung

4.4.1 Bundesmobilitätsgesetz
Anfang 2022 hat der Verkehrsclub Deutschland e.V. 
(VCD) den Entwurf für ein Bundesmobilitätsgesetz 
(BuMoG) vorgelegt172. Ziel dieser Initiative ist es, Gesetz-
gebung, Planung und Finanzierung der verschiedenen 
Verkehrsträger und die verantwortlichen Akteursebenen 
besser miteinander zu vernetzen, wofür auch Anpassun-
gen anderer relevanter Bundesgesetze und Verordnungen 
vorgesehen sind173. Zudem werden im Entwurf übergrei-

168 Der Präsident des Bundesrechnungshofes als Bundesbeauf-
tragter für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung (2017), S. 28.

169 Der Präsident des Bundesrechnungshofes als Bundesbe-
auftragter für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung (2017).

170 Bramme et al. (2021b), S. 6.
171 Becker Büttner Held (2021), S.28-29.
172 Hermes et al. (2022).
173 Straßenverkehrsgesetz inkl. der Straßenverkehrsordnung 

(StVG, StVO), im Bundesfernstraßengesetz (FStrG), Bundes-
fernstraßenmautgesetz (BFStrMG), im Allgemeinen Eisen-
bahngesetz (AEG), Eisenbahnregulierungsgesetz (ERegG).

https://transport.ec.europa.eu/transport-themes/infrastructure-and-investment/trans-european-transport-network-ten-t_de
https://transport.ec.europa.eu/transport-themes/infrastructure-and-investment/trans-european-transport-network-ten-t_de
https://transport.ec.europa.eu/transport-themes/infrastructure-and-investment/trans-european-transport-network-ten-t_de
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fende Leitziele für die Mobilitäts- und Verkehrsentwick-
lungsplanung festgeschrieben. Diese Ziele beziehen sich 
im Einzelnen auf174

• Mobilitätssicherung,
• Sicherung des Transports von Waren- und Dienstleis-

tungen,
• Klimaschutz und Energieeffizienz,
• Verkehrssicherheit, 
• Gesundheitsschutz, 
• Umweltschutz, 
• Sozialverträglichkeit, 
• lebenswerte Städte und Regionen und
• Effizienz und Resilienz des Verkehrssystems. 
In dem Rechtsgutachten für Agora Verkehrswende und 
die Stiftung Klimaneutralität zur BVWP-Reform wird der 
Vorbildcharakter des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) 
für ein solches „Planungsgesetz“ hervorgehoben175. Es 
würde – mit Bezug auf die Bundesverkehrswegepla-
nung – das Verfahren für eine transparente Planerstel-
lung regeln sowie verbindliche Planungsgrundsätze fest-
legen. Im Rahmen des weiter gefassten BuMoG würden 
diese Aufgaben vom Bundesmobilitätsplan übernommen.

4.4.2 Bundesmobilitätsplan
Die Leitziele des BuMoG sollen im Rahmen eines 
Bundesmobilitätsplans (der den BVWP ablösen würde) 
als Umsetzungsziele konkretisiert werden, die sowohl 
verbindliche als auch hinreichend konkrete Maßnahmen 
beinhalten. Dies würde zum Beispiel den verkehrsbezo-
genen Klimaschutz und Standards für Erreichbarkeiten 
mit öffentlichen Verkehrsangeboten betreffen. Dieser 
Plan soll das Kernstück des neuen Mobilitäts- und 
Verkehrsrechts bilden und sich durch einen integrierten, 
umfassenden und zielorientierten Ansatz auszeichnen. 
Der Plan soll dafür Sorge tragen, dass 
• die Rolle von insbesondere Schiene und Wasserstra-

ßen in Deutschland im Kontext der transeuropäischen 
Netze für den Güterverkehr gestärkt wird, 

• für die Umsetzung des Deutschlandtaktes klare Ziele 
definiert und

• auch das Verkehrsgeschehen auf der Ebene von 
Ländern, Kreisen und Gemeinden berücksichtigt wird, 
soweit dies im Rahmen der Kompetenz des Bundes 
möglich ist.176 

174 Hermes et al. (2022), §§4-12.
175 Becker Büttner Held (2021), S. 21-25.
176 Müller-Görnert (2022).

Der Bundesmobilitätsplan würde – wie auch der BVWP – 
federführend vom Bundesministerium für Verkehr 
entwickelt und von Bundestag unter Zustimmung des 
Bundesrats als Gesetz verabschiedet. Allerdings soll er – 
anders als der BVWP – kurzfristiger fortgeschrieben und 
jeweils neu beschlossen werden. Im Zuge der Forderung 
nach einem zweijährigen Turnus für die Fortschreibung 
des BVWP mit einer entsprechend regelmäßigen Anpas-
sung der Beurteilungsszenarien hatte der BUND als 
Beispiel den im EnWG verankerten Netzentwicklungs-
plan Strom angeführt, für den dieses Vorgehen bereits 
praktiziert wird177.  Der Szenariorahmen für die Progno-
sen zu zukünftigen Bedarfen wird im EnWG explizit an 
relevante strategische Zielsetzungen der Bundesregie-
rung geknüpft. Er wird zeitlich deutlich engmaschiger 
überarbeitet als die Verkehrsprognosen für den BVWP 
und alle zwei Jahre durch die Bundesnetzagentur über-
prüft. So soll sichergestellt werden, dass die Infrastruk-
turplanung rechtzeitig an veränderte Gegebenheiten 
angepasst werden kann178. 

Die Projekte für den sich ergebenden Bedarfsplan für 
die Bundesverkehrswege sollen auf Basis der unter 4.4.1 
genannten Umsetzungsziele ausgewählt werden. So 
könnte eine verkehrsträgerübergreifende und bundes-
weit integrierte Entwicklung der Netze gewährleistet 
werden, die auch die Anforderungen des Klimaschutzes 
an den Verkehrssektor berücksichtig. Bei der Bewertung 
der Wirtschaftlichkeit der Maßnahmen wären externe 
Kostenfaktoren verstärkt zu berücksichtigen. Die ent-
sprechenden Planungsverfahren zur Vorbereitung des 
Bedarfsplans sollen in einer neu zu schaffenden Bundes-
anstalt für Mobilität gebündelt werden.179

Der Bundesmobilitätsplan mit seiner gesetzlichen 
Verankerung im BuMoG, der verkehrsträgerübergrei-
fenden Perspektive und der gesetzlich vorgeschriebenen 
Orientierung an übergeordneten Leitzielen würde so 
im Wesentlichen die gleichen Funktionen erfüllen, wie 
sie von anderer Seite im Rahmen eines eigenständigen 
Bundesverkehrswegeausbaugesetzes180 oder BVWP- 
Gesetzes181 vorgesehen sind.

177 Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunika-
tion, Post und Eisenbahnen (2016); Reh (2018), S.24.

178 Becker Büttner Held (2021).
179 Müller-Görnert (2022).
180 Bramme et al. (2021b).
181 Becker Büttner Held (2021).
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4.5 Umstrukturierung von Finanzie-
rungsgrundlagen und Mittelzu-
weisung

Wie oben erwähnt, wird von verschiedenen Seiten eine 
Unterfinanzierung des BVWP 2030 (und seiner Vor-
gängerpläne) kritisiert (siehe Abschnitt 2.2.7). Durch die 
Aufnahme der Projekte für den Weiteren Bedarf, deren 
Kosten noch nicht im Investitionsvolumen des BVWP 
2030 einkalkuliert sind (Abschnitt 2.2.6), sowie der Pro-
jekte des Vordringlichen Bedarfs für die Aus- und Neu-
bauschleppe (Abbildung 3) ist diese Tatsache im Prinzip 
bereits bei der Planerstellung des BVWP konzeptionell 
vorgesehen. 

Sowohl Parteien der Opposition im Bundestag (Ab schnitt 
3.1) als auch verschiedene Verbände (Abschnitt 3.2) 
fordern eine verbesserte Finanzierungsgrundlage für 
den BVWP. Die Bundesregierung hat in ihrem Koali-
tions vertrag zudem bereits erhöhte und langfristig 
abgesicherte Investitionen in die Verkehrsinfrastruk-
tur angekündigt182. Dazu liegen von dritter Seite unter 
anderem die im Folgenden skizzierten Vorschläge vor. 
Sie fokussieren jedoch nicht primär auf die Erhöhung 
der verfügbaren Investitionsmittel, sondern sind im Kern 
darauf ausgerichtet, auch über die Finanzierungsansätze 
eine inte grierte Betrachtung der Verkehrsträger und eine 
konzeptionelle Orientierung der Verkehrswegeplanung an 
übergeordneten Nachhaltigkeitszielen zu gewährleisten.

Das vom VCD e.V. vorgeschlagene Bundesmobilitäts-
gesetz enthält einen eigenen Abschnitt zum Thema 
Finanzierung von Mobilität und Verkehr183. Im Bundes-
mobilitätsplan würde dementsprechend der Finanzie-
rungsbedarf festgelegt, der über die Erschaffung eines 
Verkehrsinfrastrukturfonds gedeckt werden soll. Der 
Fonds würde aus Einnahmen durch „fahrleistungsabhän-
gige Nutzungsentgelte“ für motorgetriebene Fahrzeuge 
aller Verkehrsträger und Bundeshaushaltsmitteln finan-
ziert. Dabei wären die Haushaltsmittel vorrangig für die 
Erstellung von Infrastruktur, die Nutzungsentgelte für 
ihren Betrieb vorgesehen184. Eine solche Regelung könnte 
unter anderem bewirken, dass eine intensivere Nutzung 
von Infrastruktur zwar mehr Mittel für ihre bedarfsge-

182 SPD et al. (2021), S. 38.
183 Hermes et al. (2022), Abschnitt 4 §§ 29-35.
184 Müller-Görnert (2022).

rechte Instandhaltung generieren würde, sich dadurch 
aber kein vermehrter Mittelzufluss für Neu- oder 
Ausbau ergäbe. Es sollte ergänzend zur Lkw-Maut auch 
eine Pkw-Straßenbenutzungsgebühr geschaffen werden, 
wie sie auch der Sachverständigenrat für Umweltfragen 
bereits empfohlen hat185. Alle Nutzungsentgelte sollen so 
bemessen werden, dass sie es ermöglichen, die Umset-
zungsziele des Bundesmobilitätsplans zu erreichen. Sie 
sollen außerdem verursachergerecht sowohl diejeni-
gen Kosten berücksichtigen, die durch Verschleiß und 
Abnutzung ausgelöst werden als auch externe Kosten, die 
insbesondere durch Lärmbelastung, Luftschadstoffe, Kli-
mawandel und Unfälle entstehen. Der Anteil für externe 
Kosten soll primär auch für die Minderung der entspre-
chenden Schäden genutzt werden186. 

Der Entwurf für das BuMoG sieht außerdem vor, dass 
alle Zuwendungen, die Kommunen und Ländern vom 
Bund für die Finanzierung von Verkehrsinfrastruktur 
und andere Mobilitätsangebote gewährt, nur für Projekte 
eingesetzt werden können, die auf Grundlage einer „ziel-
gerichteten, integrierten und ausfinanzierten Mobili-
tätsplanung“ den übergeordneten Zielen des Bundesmo-
bilitätsgesetzes entsprechen187.

Mit diesen Vorschlägen folgt die Vorlage des VCD e.V. 
in weiten Teilen dem Gesamtkonzept für die umwelto­
rientierte Organisation und Institutionalisierung einer 
verkehrsträgerübergreifenden Infrastrukturfinanzie­
rung (GUIDE), das im Auftrag des Umweltbundesamtes 
erarbeitet wurde.188 Dieses Konzept benennt explizit drei 
Komponenten für ein Finanzierungsmodell189:

1.  Infrastrukturentwicklung erfolgt auf Basis politi-
scher Prioritätensetzung durch Aus- und Neubau

2.  Substanzerhalt folgt der verkehrlichen Inan-
spruchnahme in Form von Erhaltung und Unterhalt

3.  Emissionsreduktion erfolgt durch eine Kosten-
internalisierung entsprechend der verkehrlich 
bedingten Emissionen

Auch in diesem Modell sollen Aus - und Neubau (Kompo-
nente 1) primär aus Haushaltsmitteln finanziert werden, 
jedoch optional ergänzt durch privates Kapital, das über 

185 SRU (2020).
186 Hermes et al. (2022), § 33.
187 Müller-Görnert (2022), S. 3.
188 Bramme et al. (2021b).
189 Bramme et al. (2021b), S. 5.
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Öffentlich Private Partnerschaften (ÖPP) eingebracht 
würde. Die Nutzung von ÖPP zur Finanzierung von 
Verkehrsinfrastruktur wird unter anderem auch von der 
CDU/CDU Fraktion im Bundestag befürwortet190, DIE 
LINKE191 und Bündnis90/Die Grünen192 lehnen dieses 
Instrument hingegen explizit ab. 

Das GUIDE-Modell sieht analog zur Lkw-Maut ebenfalls 
eine fahrleistungsabhängig Pkw-Maut vor, auch mit 
emissionsbezogenem Anteil. Diese Einnahmen sollen 
vornehmlich für die Finanzierung von Komponenten 2 
und 3 genutzt werden – aufgeteilt nach den Infrastruk-
tur- und Umweltanteilen. Allerdings soll die Mittelbe-
wirtschaftung über zwei verschiedene Fonds geregelt 
werden, einen Infrastrukturfonds für Komponenten 1 
und 2 und einen Umwelt- und Klimafonds für Kompo-
nente 3. Auch im GUIDE-Modell ist eine Zusammenfüh-
rung der drei Bedarfspläne in ein strategisch ertüch-
tigtes, verkehrsträgerübergreifendes Ausbaugesetz 
vorgesehen – unter anderem um zu gewährleisten, dass 
intermodale Wechselwirkungen und Verlagerungspoten-
ziale so früh wie möglich in der Planungsphase unter-
sucht und nicht erst während der Umsetzungsplanung 
berücksichtigt werden. Als Aufgabenträger für sowohl 
die vorbereitende Planung als auch die konkrete Umset-
zung einer intermodalen Investitionsstrategie schlägt 
das GUIDE-Modell zumindest mittel- bis langfristig eine 
verkehrsträgerübergreifende Infrastrukturgesellschaft 
vor (vergleiche Bundesanstalt für Mobilität, Abschnitt 
5.4.2) und es wird eine privatrechtliche Organisations-
form (zu hundert Prozent in staatlicher Hand) als 
denkbare, jedoch nicht alternativlose Option genannt. 
In jedem Fall solle die Infrastrukturgesellschaft durch 
eine Regulierungs- und Aufsichtsbehörde („Infrastruk-
tur-Bundesamt“) kontrolliert werden. Diese soll vor allem 
die Höhe der jeweiligen Nutzungsentgelte überprüfen 
und den diskriminierungsfreien Zugang zur Infrastruk-
tur sowie einen korrekten Investitions- und Zustands-
bericht gewährleisten193.

190 Merz et al. (2022).
191 Wagenknecht et al. (2019a).
192 Göring-Eckhardt et al. (2020).
193 Bramme et al. (2021b); siehe dort S. 6 zu Vorschlägen hin-

sichtlich der Systematisierung einer intermodal vergleich-
baren, regelmäßig verfügbaren Berichterstattung über den 
Zustand der Infrastrukturnetze.

Mögliche Effekte des GUIDE-Ansatzes wurden für zwei 
Korridore modellhaft überprüft, den Rhein-Alpen- 
Korridor und den Nordsee-Ostsee Korridor194. Beide 
sind Bestandteil der transeuropäischen Verkehrsnetze 
(TEN-V) und geeignet, intermodale Verlagerungseffekte 
zu untersuchen. Wirkungen auf Verkehrsnachfrage und 
Emissionen wurden quantitativ modelliert und weitere 
Effekte qualitativ untersucht (ökologische, gesellschaftli-
che, ökonomische und raumordnerische Auswirkungen). 
Je nach Ausgestaltung der fahrleistungs- und emissions-
bezogenen Straßennutzungsabgaben zeigten sich rich-
tungsgleiche jedoch unterschiedlich starke Effekte bei 
Nachfrage und Verlagerung von Straße zu Schiene (und 
in geringerem Umfang Binnenschiff). Erreichbarkeiten 
und Sicherheit im System wurden entsprechend in vari-
ierendem Umfang verbessert und Emissionen reduziert. 
Die Autoren merkten jedoch an, dass Auswirkungen der 
Kostensteigerungen auf Produktion und Mobilität sowie 
gegenläufige Effekte im Nahverkehr auf der Straße noch 
eingehender überprüft werden müssten195.

Die Ergebnisse der Studie zum GUIDE-Modell unterstüt-
zen somit die Forderung, dass eine verkehrsträgerüber-
greifende Strategie für die Verkehrswegeplanung und 
eine entsprechende Ausgestaltung der Nutzerfinanzie-
rung Hand in Hand gehen müssen, um Ziele von Nach-
fragesteuerung und Emissionsreduktion in Sinne eines 
effektiven Klimaschutzes zu erreichen.

4.6 Verbesserte Beteiligungs  ver-
fahren 

Zunächst muss sichergestellt sein, dass Beteiligungsver-
fahren zum BVWP die rechtlich verbindlichen Anforde-
rungen im Rahmen der für diesen Plan verpflichtenden 
Strategischen Umweltprüfung erfüllt (siehe Abschnitt 
2.2.8). Außerdem sollten – auch im Rahmen einer mögli-
chen neuen Gesetzgebung (siehe Abschnitt 4.4) – neben 
der Öffentlichkeitsbeteiligung verfahrensrechtlich auch 
Klagemöglichkeiten vorgesehen werden196.

Zudem sollte das Beteiligungsverfahren insgesamt 
transparenter und zugänglicher gestaltet werden, sodass 

194 Bramme et al. (2021a), S. 198 ff.
195 Bramme et al. (2021b), S. 8-9.
196 Becker Büttner Held (2021), S. 29.
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es allen Betroffenen, Vertreter:innen  jeder gesellschaftli-
chen Gruppierung sowie Kommunen und Kreisen ermög-
licht, die prognostizierten Folgen einzelner Projekte 
und des Gesamtplans für die Entwicklung von Verkehr, 
Emissionen und räumlichen Erreichbarkeiten nach-
zuvollziehen und zueinander in Bezug zu setzen. Wenn 
die Methodik für die Bewertung der Projektvorschläge 
gemäß einer übergeordneten, verkehrsträgerübergrei-
fenden und an Klimaschutzzielen orientierten Strategie 
für die Bundesverkehrsnetze wie oben beschrieben 
verbessert wird, könnte dies bereits einen großen Beitrag 
leisten – vorausgesetzt, das Vorgehen wird auch entspre-
chend öffentlich dokumentiert. Das derzeitige Projekt-
informationssystem PRINS197 kann in diesem Sinne 
erweitert werden, sodass nicht nur die Bewertung der 
vorgeschlagenen Projekte, sondern auch alle im Vorfeld 
durch die Länder bereits geprüften Alternativen gleich-
wertig dokumentiert werden. Zudem sollte es im Sinne 
der allgemeinen Benutzungsfreundlichkeit möglich sein, 
Informationen im Rahmen einer Datenbanksuche auch 
nach unterschiedlichen Parametern für mehrere Projekte 
gebündelt abzurufen. Dies ist aktuell nicht möglich.

Um eine frühzeitige und gleichberechtigte Abwägung 
möglicherweise gegenläufiger Interessen und vernünf-
tiger Projektalternativen zu ermöglichen, hat der BUND 
vorgeschlagen, je nach Wirkungsebene der Planungsge-
genstände wie folgt vorzugehen: sogenannte ‚vernünftige 
Alternativen‘198 für netzrelevante Fernstraßen sollten im 
Rahmen von Dialogverfahren geprüft und die Ergebnisse 
dem Bundestag zur Entscheidung vorgelegt werden. Falls 
die so gewählte Vorzugslösung von der bisherigen Pla-
nung abweicht, sollte sie diese im vordringlichen Bedarf 
ersetzen. Alternativvorschläge für Projekte mit über-
wiegend lokaler Wirkung (wie Ortsumfahrungen) sollten 
in lokalen Beteiligungsverfahren diskutiert werden. Die 
jeweiligen Ergebnisse sollte der Bundestag vor Finan-

197 zu finden unter https://www.bvwp-projekte.de/ (Stand 
Oktober 2022).

198 Die Verwendung dieses Begriffs basiert in diesem Zusam-
menhang auf Artikel 5 Absatz 1 der SUP-Richtlinie der 
Europäischen Union (Richtlinie 2001/42/EG). Darin wird 
verlangt, dass zu untersuchende Alternativen zu einem 
geprüften Projekt „die Ziele und den geographischen 
Anwendungsbereich des Plans oder Programms berück-
sichtigen“ sollen. Eine detailliertere Begriffsbestimmung 
findet sich in einem Gutachten von Bosch & Partner GmbH 
2020 (S. 65 ff.) für das Umweltbundesamt.

zierungsbeschlüssen zu den Bedarfsplänen zur Kenntnis 
erhalten. Entsprechende Dialogverfahren wurden für 
große Schienenprojekte bereits durchgeführt199.

In diesem Zusammenhang liefert das analoge Beteili-
gungsverfahren für die Aufstellung des Netzentwick-
lungsplans Strom ein interessantes Beispiel. Dieser lag 
im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung zehn Wochen 
zur Stellungnahme aus200. Zudem hat die Bundesnetz-
agentur eine Broschüre zur Beteiligung beim Netzaus-
bau veröffentlicht, die in einem übersichtlichen Format 
erläutert, wer sich wann und wie beteiligen kann und 
von dritter Seite auf Verständlichkeit geprüft wurde201. 
Im Gegensatz zum Handbuch für eine gute Bürgerbetei­
ligung zu Großvorhaben im Verkehrssektor des BMVI202, 
das entsprechende Verfahren für Anwender erläutert, 
wendet sie sich direkt an diejenigen, die durch die 
Beteiligungsverfahren eingebunden werden sollen, um 
genau diese Einbindung zu erleichtern. Das sollte auch 
und gerade aufgrund der langfristigen Wirkungen von 
Verkehrs infra strukturen in Bezug auf den Klimaschutz 
im Verkehrssektor auch bei der Bundesverkehrswege-
planung ein wichtiges Ziel sein.  

199 Reh (2018), S. 20; Die Bundestagsfraktion DIE LINKE hatte 
einen entsprechenden Zusatz zu den Erläuterungen des 
Bedarfsplan Straße basierend auf einem Vorschlag des 
BUND erfolglos beantragt (Drucksache 18/10534, Deut-
scher Bundestag 18. Wahlperiode, 30.11.2016).

200 Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunika-
tion, Post und Eisenbahnen (ohne Datum).

201 Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunika-
tion, Post und Eisenbahnen (2021).

202 BMVI (2014b).

https://www.bvwp-projekte.de/
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VI.  Die Verfahren für die öffentliche Beteiligung am 
BVWP-Prozess waren unzulänglich – sowohl 
bezüglich der vorhandenen Zeit als auch hin-
sichtlich der Verständlichkeit und des Umfangs 
der verfügbaren Informationen und des Umgangs 
mit den eingegangenen Beiträgen.

Während bei den in dieser Synopse vorgestellten Positio-
nen von Verbänden und Parteien keine vollständige Einig-
keit in Bezug auf diese Punkte besteht, weisen entspre-
chende Gutachten generell in die gleiche Richtung – oder 
sie setzen unterschiedliche inhaltliche Schwerpunkte, die 
sich jedoch nicht widersprechen, sondern ergänzen.

Gleiches gilt für die hier dargestellten Vorschläge und 
Forderungen in Richtung einer klimafreundlichen 
Reform der Bundesverkehrswegeplanung. Sie zeigen, 
dass einige der dargestellten Probleme bereits im Rah-
men der anstehenden Bedarfsplanüberprüfung gelöst 
werden können. Ergänzend kann dabei der Weg berei-
tet werden für die Umstrukturierung des BVWP hin zu 
einem neuen Bundeverkehrswege- und Mobilitätsplan 
2040, wie ihn die aktuelle Bundesregierung in ihrem 
Koalitionsvertrag angekündigt hat. Dieser sollte idealer-
weise in einen zukunftsweisenden bundesrechtlichen 
Rahmen gefasst werden, in dem verbindliche Zielset-
zungen und übersichtliche Auswahlverfahren verankert 
sind. Auf dem Weg dahin könnte sich ein Moratorium für 
alle planungsrechtlich noch nicht zu weit fortgeschritte-
nen Straßenbauprojekte im vordringlichen Bedarf anbie-
ten, bis mit hinreichender Sicherheit festgestellt werden 
kann, inwieweit sie individuell und in Summe klima-
schutzrechtlichen Anforderungen genügen. Zu diesem 
Zweck müssten auch die Zielvorgaben für die Szenarien 
der in Erstellung befindlichen Verkehrsprognose 2040 
überprüft und nötigenfalls angepasst werden. Auf Basis 
entsprechend justierter Bewertungskriterien böte die 
anstehende Bedarfsplanüberprüfung die Chance, das 
Gesamtgefüge BVWP neu auszurichten. Die im vorange-
gangenen Kapitel skizzierte gesetzliche Neuregelung des 
gesamten Prozesses im Sinne einer Bundesmobilitäts-
planung inklusive der Grundlagen für die Finanzierung 
könnte parallel auf den Weg gebracht werden. 

Das derzeitige Verfahren der Bundesverkehrswegepla-
nung und der resultierende Bundesverkehrswegeplan 
2030 beziehungsweise die darauf basierenden Bedarfs-
pläne in den Ausbaugesetzen für die Verkehrsträger 
Straße, Schiene und Wasserstraße haben sich in Bezug 
auf ihre Bedeutung für den Klimaschutz in mehrfacher 
Hinsicht als hoch problematisch erwiesen. Sie werden 
verschiedentlich sogar als (möglicherweise) EU-rechts- 
beziehungsweise verfassungsrechtswidrig eingestuft, weil 
sie verpflichtende Vorgaben für den Klimaschutz nicht 
ausreichend berücksichtigen oder sogar konterkarieren.

Diese Probleme stehen zum Teil im deutlichen Gegensatz 
zu den im Vorab durch das Bundesverkehrsministerium 
definierten übergeordneten Zielen und ergeben sich aus 
einer Reihe von Unzulänglichkeiten der verschiedenen 
Prozessschritte, die zur Erstellung des BVWP 2030 durch-
laufen wurden. Sie lassen sich wie folgt zusammenfassen:

I.   Es fehlte – und fehlt – eine nationale Verkehrs- 
(netz)strategie mit klar definierten und verbind-
lichen Zielsetzungen, die unter anderem aktuelle 
Klimaschutzvorgaben für den Verkehrssektor 
berücksichtigen und anhand derer die Wirkung 
sowohl einzelner Projekte als auch des BVWP als 
Ganzes im Rahmen eben jener Strategie beurteilt 
werden können.

II.  Es gibt somit auch keine im Sinne von I. ausrei-
chend klar operationalisierten Bewertungsmaß-
stäbe, die es ermöglichen würden, Infrastruk-
turprojekte in sich schlüssig und untereinander 
vergleichbar bewerten zu können – auch um eine 
stringente und nachvollziehbare Priorisierung für 
ihre Finanzierung und Umsetzung vorzunehmen. 

III.  Die Verkehrsträger wurden im Rahmen der 
Planerstellung und -umsetzung zu sektoral 
betrachtet, was eine intermodale Perspektive im 
Sinne einer Regulierung der Nachfrage und einer 
klimafreundlichen Verkehrsverlagerung verhin-
dert hat.

IV.  Die Verfahren zur Bewertung und Auswahl von 
Projekten und deren Dokumentation waren 
häufig intransparent.

V.  Die für die vorhandene Planung vorgesehenen 
Investitionsmittel sind insgesamt nicht ausrei-
chend und ihre Verteilung auf die Verkehrsträ-
ger geht (weiterhin) nicht ausreichend zuguns-
ten der Schiene.
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Publikationen von Agora Verkehrswende

Vom rasenden Stillstand zum versprochenen Fortschritt?
Zwischenbilanz der Klimapolitik im Verkehr nach einem Jahr Ampelkoalition mit Empfehlungen für einen Kurs auf 
Klimaneutralität, Wirtschaftlichkeit und soziale Gerechtigkeit

Kapital für den Wandel der Automobilindustrie
Wie Investoren und Banken eine Führungsrolle beim Erreichen der Pariser Klimaziele im Automobilsektor übernehmen 
können

Steuersignale zur Transformation der Pkw-Flotte (Gesamtbericht)
Reformoptionen für eine faire und klimagerechte Kfz- und Dienstwagenbesteuerung

Elektro-Lkw schneller auf die Straße bringen
Bis 2035 werden alle neuen Elektro-Lkw in Europa billiger im Betrieb sein, genauso weit fahren und genauso viel 
transportieren wie Diesel-Lkw. Schlussfolgerungen von Agora Verkehrswende in Kooperation mit T&E auf Basis einer 
Studie von TNO

Linienbedarfsverkehr auf dem Land
Perspektiven für den öffentlichen Verkehr im ländlichen Raum durch flexible Kleinbussysteme

Mut zur lebenswerten Stadt
Anregungen für Kommunen, sich mit Nachdruck für bessere Mobilität einzusetzen

StVO-Reform im Überblick
Zusammenfassung der Vorschläge zur Reform der Straßenverkehrsordnung für mehr Sicherheit, Gesundheit, Umwelt- 
und Klimaschutz sowie für bessere städtebauliche Entwicklung

Steuersignale zur Transformation der Pkw-Flotte (Kompaktbericht)
Reformoptionen für eine faire und klimagerechte Kfz- und Dienstwagenbesteuerung 

Wende im Pendelverkehr
Wie Bund und Kommunen den Weg zur Arbeit fairer und klimagerechter gestalten können

Wie weit ist die deutsche Automobilindustrie auf dem Weg nach Paris?
Analyse der Klimaziele großer Hersteller (Volkswagen, BMW, Daimler) und Zulieferer (Bosch, Continental, ZF)

Pkw-Maut für die Mobilitätswende
Eine verursachergerechte Straßennutzungsgebühr als Baustein für ein digitalisiertes und klimaneutrales Verkehrssystem

Faire Preise im Straßenverkehr
Leitlinien für eine klimagerechte, effiziente und sozial ausgewogene Reform der Steuern, Abgaben und Subventionen 
rund um den Pkw

Alle Publikationen finden Sie auf unserer Internetseite: www.agora-verkehrswende.de



Agora Verkehrswende ist ein Thinktank für klima­
neutrale Mobilität mit Sitz in Berlin. Im Dialog mit 
Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesell­
schaft setzt sich die überparteiliche und gemein­
nützige Organisation dafür ein, die Treibhausgas­
emissionen im Verkehrssektor auf null zu senken. 
Dafür entwickelt das Team wissenschaftlich fun­
dierte Analysen, Strategien und Lösungsvorschläge. 

Agora Verkehrswende ist eine gemeinsame Initiative der Stiftung Mercator und der European Climate Foundation.

Agora Verkehrswende 
Anna-Louisa-Karsch-Str. 2 | 10178 Berlin
T +49 (0)30 700 14 35-000 
F +49 (0)30 700 14 35-129 
www.agora-verkehrswende.de
info@agora-verkehrswende.de 
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